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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Nurmehr wenig Widerstand kam dieses Jahr von den Kantonen. Zwar verlangten sie
einen Ausbau des Föderalismus und eine stärkere Stellung in der Aussenpolitik. Doch
stellten sich ihre Vertreter an der Konferenz der Kantonsregierungen, mit einer
Ausnahme, deutlich hinter das Reformwerk. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.1996
DIRK STROHMANN

Rechtsordnung

Stimm- und Wahlrecht

Die Bundeskanzlei führte 2013 eine Vernehmlassung zur Teilrevision des
Bundesgesetzes über die politischen Rechte durch. Durch die Überarbeitung der
Bestimmungen betreffend die Nationalratswahlen soll garantiert werden, dass diese
aufgrund der wachsenden Listen-Komplexität verstärkt EDV-gestützt und somit auch
künftig noch fristgemäss durchgeführt werden können. Dazu soll eine auf der Basis der
AHV-Nummer errechnete und nicht zurückführbare Nummer die Doppelkandidatur von
Nationalratskandidaten verhindern. Weiter soll durch die Konzentration der
Wahlanmeldetermine der rechtzeitige Versand der Abstimmungsunterlagen
sichergestellt werden. Schliesslich soll nur bei begründetem Verdacht auf
Unregelmässigkeiten eine Nachzählung durchgeführt werden. Die vorgeschlagenen
Änderungen waren in der Vernehmlassung mehrheitlich begrüsst worden, wobei jedoch
bei einzelnen Massnahmen die Praktikabilität in Frage gestellt wurde. Im November
verabschiedete der Bundesrat die Botschaft. Aufgrund der in der Vernehmlassung
geäusserten Kritik verzichtete er im überarbeiteten Entwurf erstens auf die
Differenzierung der Sammelfristen zu Volksbegehren, zweitens auf die durch ein
Prüfsummenverfahren kontrollierte – sogenannte gehashte – AHV-Nummer aller
Nationalratskandidaten und drittens auf die Streichung der Berufsangaben der
Kandidaten. Zu den wichtigsten Neuerungen, über welche das Parlament im
kommenden Jahr zu beraten haben wird, gehören folgende: Neu sollen
Doppelkandidaturen nachträglich gestrichen werden können. Weiter soll der
Wahlanmeldeschluss auf den August des Wahljahres konzentriert und damit das
Wahlmaterial spätestens in der 4.-letzten Woche vor dem Wahltag verteilt werden.
Schliesslich sollen Nachzählungen eidgenössischer Volksabstimmungen auf jene Fälle
beschränkt werden, in denen Unregelmässigkeiten glaubhaft gemacht werden können.
Als Kompensation soll eine gesetzliche Grundlage für die Beobachtung von
Urnengängen durch Stimmberechtigte auf der Basis gewachsener kantonaler
Gewohnheiten geschaffen werden. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.03.2013
NADJA ACKERMANN

Innere Sicherheit

Die für die Aufklärung von organisiertem Verbrechen oft hinderliche föderale
Kompetenzordnung soll revidiert werden. Das EJPD hatte im Vorjahr einen Vorentwurf
für eine Teilrevision des Strafgesetzbuchs in die Vernehmlassung gegeben. Dieser sah
vor, der Bundesanwaltschaft mehr Kompetenzen bei der Ermittlung einzuräumen. Als
Reaktion auf die Kritik der Kantone, die eine weiter gehende Reform gewünscht hatten,
kündigte der Bundesrat im Berichtsjahr einige Modifikationen an. So sollen die
Bundesbehörden in bestimmten Fällen nun nicht mehr, wie ursprünglich vorgesehen,
nur die Untersuchung durchführen, und die Sache dann den Kantonen übergeben,
sondern auch als Ankläger vor den kantonalen Gerichten auftreten. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.01.1997
HANS HIRTER
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Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Am ersten Tag der ausserordentlichen Session im Mai 2020, die der Bewältigung der
Corona-Krise gewidmet war, gab Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga eine
Erklärung des Bundesrates zur Corona-Pandemie ab. Die Schweiz sei nicht
unverwundbar; ein kleines Virus habe die grossen Grundrechte in Gefahr gebracht, die
der Bundesrat zur Bewältigung der Krise habe beschneiden müssen, indem er
Persönlichkeits- und Wirtschaftsrechte und die kantonale Hoheit eingeschränkt habe –
sich dabei stets an der von der Bundesverfassung vorgesehenen Verhältnismässigkeit
orientierend. Die ergriffenen Massnahmen hätten zu vielen Härtefällen geführt und die
wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie seien schmerzhaft. Jetzt gelte es, die
Schweiz aus der Krise zu führen, wobei das Parlament wieder in der Verantwortung sei.
«Unsere starke Demokratie» habe das Virus nicht beschädigen können. Es sei wichtig,
dass das Parlament die Entscheide des Bundesrats hinterfrage, damit man in einem
fruchtbaren Dialog gemeinsame Lösungen finde. Sie denke aber auch an die Menschen,
die in der Krise Angehörige verloren haben und danke allen, die das Land stützten. 
Bei der Fraktionsdebatte (Kategorie IIIa), die auf die Erklärung folgte, nahmen die
Fraktionssprecherinnen und -sprecher der Fraktionsgrösse nach Stellung zur Krise.
Albert Rösti (svp, BE) und Céline Amaudruz (svp, GE) dankten der Polizei, der Armee und
dem Zivilschutz und kritisierten zuerst die mangelnde Vorbereitung auf die Krise.
Medizinische Mittel, Medikamente und Geräte hätten nur in ungenügender Menge zur
Verfügung gestanden. Mit Besorgnis nehme die SVP zudem die wirtschaftlichen
Schäden wahr. Man müsse die Menschen vor Covid-19, aber auch «vor dem
wirtschaftlichen Untergang» schützen. Das Notrecht sei aufzuheben und auch im Falle
einer zweiten Welle nicht wieder einzusetzen. Ein zweiter Lockdown müsse vermieden
werden, der Bundesrat müsse die Krisenvorsorge verbessern und die Grenzkontrollen
aufrechterhalten. Die Wirtschaft müsse zudem mit tiefen Steuern, Gebühren und
Abgaben in Fahrt gebracht werden. 
Roger Nordmann (sp, VD) bedankte sich im Namen der SP-Fraktion beim Gesundheits-
und Pflegepersonal, dem Verkaufspersonal, den Erziehungs- und Lehrpersonen, den
Chauffeuren und Chauffeusen und der Polizei, die sich der Gefahr einer Covid-
Erkrankung ausgesetzt hätten. Es seien die Menschen mit den häufig am schlechtesten
bezahlten Berufen, die in phänomenaler Geschwindigkeit Hilfspläne ausgedacht und
umgesetzt hätten. Dank ihnen sei eine Katastrophe vermieden worden. Aber auch dem
Bundesrat müsse Dank ausgesprochen werden. Die SP wehre sich gegen den Versuch,
einen Gegensatz zwischen Gesundheit und Wirtschaft herzustellen. Letzterer könne es
nur gut gehen, wenn die Pandemie in den Griff gebracht werden könne. Der
wirtschaftliche Aufschwung müsse zudem mit dem Schutz der natürlichen Ressourcen
und dem Ziel einer Korrektur von Ungleichheiten verbunden werden. Weil die Pandemie
global sei, könne die Schweiz die Krise nur im Verbund mit Europa angehen und müsse
sich als reiches Land solidarisch mit ärmeren Staaten zeigen. 
Im Namen der Mitte-Fraktion sprach Marco Romano (cvp, TI) den Menschen seinen
Dank aus, die geholfen hätten, die Gesellschaft am Laufen zu halten. Auch der
Bevölkerung, die sich an die Empfehlungen und die Regeln gehalten habe, gebühre
Dank. Der Bundesrat müsse klarer und transparenter informieren und auf die politische
und soziale Reife des Schweizer Volkes bauen. In unsicheren Zeiten brauche es eine
starke Politik der Mitte und konstruktive Lösungen; es brauche nun ein Projekt für das
ganze Land, um der grössten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Herausforderung
der letzten Jahrzehnte zu begegnen. Marianne Streiff-Feller (evp, BE) und Martin
Landolt (bdp, GL) – ebenfalls Angehörige der Mitte-Fraktion – dankten dem Bundesrat
für das umsichtige Krisenmanagement. Streiff-Feller bat die Regierung, ihre
Besonnenheit beizubehalten, und Landolt betonte, dass es gut sei, dass die Führung in
der Situation der Krisenbewältigung beim Bundesrat liege. Es sei wesentlich einfacher,
zu kommentieren, kritisieren oder zu loben, als die konkreten Entscheide treffen und
Verantwortung übernehmen zu müssen. Das Parlament müsse der Versuchung
widerstehen, «sich als Schattenregierung aufzuspielen».
Für die Fraktion der Grünen ergriffen Balthasar Glättli (gp, ZH) und Léonore Porchet (gp,
VD) das Wort. Sie betonten die Chancen, die aus einer Krise erwachsen können. Glättli
schlug etwa vor, mit den Milliarden an Wirtschaftshilfe nicht «die graue Wirtschaft von
gestern» zu unterstützen, sondern in einen Umbau hin zu einer grünen Wirtschaft zu
investieren. So könnten etwa die Erfahrungen mit Telearbeit zu einer Reduktion der
Mobilität genutzt oder die Quartiersolidarität bewahrt werden. Ausserdem dürfe die
Klimakrise, die andere grosse Krise neben der Pandemie, die im Gegensatz zu Covid
vorhersehbar sei, nicht in Vergessenheit geraten. Glättli sprach sich zudem für
Massnahmen aus, die das Parlament krisenresistenter und die Verhältnismässigkeit von
Notverordnungen rasch überprüfbar machen. Porchet hob die Leistungen des

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.05.2020
MARC BÜHLMANN
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Gesundheitspersonals hervor und erklärte, die Grünen forderten mehr Unterstützung –
etwa ganz konkret in Form eines vierzehnten Monatslohnes. 
Beat Walti (fdp, ZH) und Olivier Feller (fdp, VD) sprachen für die FDP-Fraktion. Walti hob
hervor, dass das Gesundheits- sowie das Wirtschaftssystem auch in dieser
ausserordentlichen Lage gut funktioniert hätten. Es verdiene Anerkennung, dass viele
Menschen innert kürzester Zeit ihr Leben umorganisiert hätten. Bedenklich sei
allerdings, wie wenig Reserven in vielen Bereichen vorhanden seien. Viele Unternehmen
stünden am wirtschaftlichen Abgrund. Deshalb müsse man jetzt die
Rahmenbedingungen so ausgestalten, dass die Innovationskraft der Schweiz gestärkt
und ihre globale Vernetzung verbessert würden. Man müsse den Menschen zudem
Eigenverantwortung zugestehen. Feller betonte, dass es hierfür eine schnelle Rückkehr
zur Normalität brauche.
Für die GLP, die kleinste Fraktion im Parlament, ergriffen Tiana Angelina Moser (glp, ZH),
Jürg Grossen (glp, BE) und François Pointet (glp, VD) das Wort. Moser betonte die
einmalige Solidarität, die sich in der Krise gezeigt habe. Diesem Zusammenhalt sei –
zusammen mit der nicht selbstverständlichen finanziellen Stabilität und tiefen
Staatsverschuldung – Sorge zu tragen. Die geplanten Eingriffe zur Bewältigung der Krise
dürften nicht zu einem «Providurium» werden. Die Krise sei auch eine Chance, um
Digitalisierung zu realisieren und klimaschädliche Mobilität neu auszurichten. Grossen
und Pointet dankten dem Gesamtbundesrat, der konsequent aber mit Augenmass agiert
habe. Freilich müssten die Entscheide aber auch kritisch diskutiert werden, damit man
aus der Krise lernen könne. 
Nachdem Simonetta Sommaruga auf die verschiedenen Beiträge kurz einging – sie
sprach von der selbstverständlich notwendigen Aufarbeitung der Krise und dem
Stresstest, dem der Föderalismus ausgesetzt gewesen sei, aber auch von den
funktionierenden Wirtschaftsmassnahmen und der Zusammenarbeit mit den
Nachbarstaaten –, wurde sie mit einem bunten Strauss an Fragen von Vertreterinnen
und Vertretern der bürgerlichen Parteien, vor allem aber seitens der SVP-Fraktion
torpediert. Nicht so sehr die beschwichtigenden Antworten der Bundespräsidentin,
sondern vielmehr die Fragen selber warfen dabei ein Licht auf die unterschiedlichen
Interessen und Pläne der Fraktionen, wie die Krise bewertet und mit welchen
Massnahmen sie überwunden werden sollte. So kritisierte etwa Roger Köppel (svp, ZH),
dass die Politik des Bundesrates «zerstörerische Auswirkungen auf Wohlstand und
Gesundheit» hätten; Yvette Estermann (svp, LU) fürchtete sich vor einem Impfzwang;
Thomas Aeschi (svp, ZG) befürchtete die Verlängerung des Notstands bis September;
Erich von Siebenthal (svp, BE) forderte Massnahmen, damit Gottesdienste wieder
möglich sind; Mike Egger (svp, SG), Erich Hess (svp, BE) und Thomas Hurter (svp, SH)
wollten eine Zusicherung, dass das CO2-Gesetz nicht prioritär behandelt werde; Hans-
Ueli Vogt (svp, ZH) fragte, wann der Bundesrat die ausserordentliche Lage beenden
werde; und Piero Marchesi (svp, TI) verlangte eine generelle Maskenpflicht. Fragen
kamen auch aus der Mitte-Fraktion – Marco Romano sorgte sich um den Grenzschutz
mit Italien; Benjamin Roduit (cvp, VS) um den «Corona-Graben», also den Umstand,
dass die Romandie und das Tessin stärker unter Covid-19 gelitten hätten als die
Deutschschweiz; und Fabio Regazzi (cvp, TI) um die Situation der Restaurants. Für die
FDP-Fraktion wollte Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) wissen, ob für einen neuerlichen
Lockdown andere Massnahmen ergriffen würden; Christian Wasserfallen (fdp, BE)
interessierte sich für die Grenzmodalitäten für die Exportwirtschaft; Rocco Cattaneo
(fdp, TI) fragte nach konkreten Massnahmen für die Tourismusbranche; und Frédéric
Borloz (fdp, VD) wollte eine Zusicherung, dass der Inländervorrang nach wie vor Geltung
habe.

Am Nachmittag hielt die Bundespräsidentin ihre Erklärung dann auch im Ständerat ab.
Nicht weniger als 20 Rednerinnen und Redner meldeten sich in der kleinen Kammer im
Rahmen einer «Diskussion über die Erklärung» zu Wort. Pirmin Bischof (cvp, SO)
äusserte seine Dankbarkeit, dass das Parlament nun gemeinsam mit dem Bundesrat, der
«sehr gut, schnell und effizient gehandelt» habe, die politische Verantwortung wieder
übernehmen könne. Ruedi Noser (fdp, ZH) stellte die These auf, dass die Politik in einen
«Selbstschutzmodus» verfallen sei und die Illusion schaffe, dass der Staat für jeden
Schaden aufkomme. Die Aufgabe der Politik sei es aber, «den Menschen ein gutes,
möglichst selbstbestimmtes Leben in Freiheit, Wohlstand und Würde zu ermöglichen».
Das bedeute aber auch, dass die Gesundheit nicht einziges Ziel staatlichen Handelns
sein dürfe und dafür Freiheit, Wohlstand und Selbstbestimmung nicht geopfert werden
dürfen. Das Prinzip «Politik senkt Todesraten, indem sie das Leben anhält» dürfe nicht
weiter gelten. Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) erinnerte daran, dass die ärmsten der
Gesellschaft nicht vernachlässigt werden dürften. Zudem habe die Krise gezeigt, dass
ganz viel Solidarität herrsche, aber auch, dass das Gesundheitssystem gestärkt werden
müsse. Insbesondere die Pflegeberufe müssten mehr Anerkennung erhalten. Hannes
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Germann (svp, SH) hob das Erfolgsmodell Schweiz hervor. Der Staat habe sich in der
Krise als handlungsfähig erwiesen. Es gelte nun aber, den Ausstieg aus der Krise zu
finden und dabei dieses Erfolgsmodell nicht zu gefährden. Das «gigantische Hilfspaket»
schaffe Vertrauen und mache Mut. Es gelte aber, in dieser «Ausgabeneuphorie» Mass
zu halten. Lisa Mazzone (gp, GE) sah im Umstand, dass man über die Begrenzung
individueller Freiheiten schockiert gewesen sein, ein Zeichen dafür, wie wichtig diese
fundamentalen Rechte für die Gesellschaft seien. Die Begrenzung sei aber
gerechtfertigt gewesen, weil ein Gleichgewicht zwischen Freiheit und Sicherheit habe
gefunden werden müssen. Dass der Bundesrat dieses gefunden habe, zeige etwa auch
der Umstand, dass er nicht wie in anderen Ländern den totalen Lockdown, sondern nur
ein «semi-confinement» gewählt habe. Die Genfer Neo-Ständerätin wollte in den
kommenden Beratungen vor allem auch an die kranken Personen denken – sie selber
kenne etwa 20 Personen, die an Covid-19 erkrankt seien – und an jene Menschen,
denen auch aufgrund der Krise extreme Armut drohe. Die Folgerednerinnen und
-redner reihten sich in den Dank an den Bundesrat ein und gaben ihrer Freude
Ausdruck, wieder tagen zu dürfen. Auch Alex Kuprecht (svp, SZ) attestierte der
Regierung «Leadership». Hätte das Parlament in der Krise Entscheidungen treffen
müssen, so wären, «da bin ich mir fast sicher, heute noch kein Darlehen durch Banken,
kein Erwerbsersatz und keine Kurzarbeitsentschädigung geflossen». In den meisten
Ausführungen wurde daran erinnert, dass jetzt grosse Aufgaben auf das Parlament
zukämen, sowohl was die Fragen der Hilfsmassnahmen für die Wirtschaft, aber auch
was institutionelle Fragen betreffe. So wies etwa Andrea Caroni (fdp, AR) darauf hin,
dass die Bundesversammlung auf die Gesundheitskrise unzureichend vorbereitet
gewesen sei. Das müsse sich ändern. «Der Hals-über-Kopf-Abbruch der
Frühjahrssession» sei «ein Tiefpunkt in der Parlamentsgeschichte des Landes»
gewesen, befand gar Paul Rechsteiner (sp, SG). Immerhin hätten 32 Mitglieder des
Ständerats diese ausserordentliche Session verlangt, um den verfassungsmässigen
Zustand wiederherzustellen. Nicht wenige Rednerinnen und Redner aus dem
bürgerlichen Lager forderten den Bundesrat auch auf, die Massnahmen zu lockern und
eine Rückkehr zur Normalität anzustreben. 
Am Schluss nahm Bundespräsidentin Sommaruga noch einmal Stellung. Sie sei froh,
dass die Kommissionen davon abgesehen hätten, selber Notrechtsverordnungen zu
erlassen. Der Bundesrat habe von Beginn an einen Mittelweg gewählt, was nun in der Tat
erste Lockerungen erlaube. Aber auch hier wolle man nichts überstürzen, um eine
zweite Welle zu verhindern. Mit den Öffnungsschritten sollten vor allem auch
Perspektiven geschaffen werden. Zudem gehe es darum, die Verantwortlichkeiten
zwischen Bund und Kantonen zu klären. Auch eine Neudefinition davon, was kritische
Infrastruktur sei und wie diese aufrecht erhalten werden solle, sei nötig. Sommaruga
sprach zudem von ihren Erfahrungen, die sie während der Krise «im internationalen
Bereich» gemacht habe. In einer Krise schaue jeder für sich selber und auch mit Geld
könne man daran nichts ändern. Wichtig seien deshalb gute Beziehungen und gute
Kontakte vor allem zu den Nachbarstaaten. Zum Schluss wies die Bundespräsidentin
darauf hin, dass alle Departemente und die Bundeskanzlei in der Krise viel Arbeit
geleistet und sich dauernd mit grossen und komplexen Fragen beschäftigt hätten. Es sei
für den Bundesrat eine enorme Belastung gewesen, die dank der Hilfe der Verwaltung
habe getragen werden können. Der Bundesrat begrüsse schliesslich die anstehende und
von vielen Rednerinnen und Rednern geforderte baldige Aufarbeitung der Situation. 4

Bundesverwaltung - Organisation

Das Parlament stimmte der Revision des Publikationsgesetzes ohne nennenswerte
Änderungen gegenüber dem Regierungsentwurf zu. Dieses regelt die amtlichen
Veröffentlichungen und Sammlungen des Bundes (Bundesblatt, Amtliche und
Systematische Sammlung). Ein kleines föderalistisch gefärbtes Intermezzo ergab sich
insofern, als der Ständerat auf Antrag Stähelin (cvp, TG) beschloss, die
Kantonsverfassungen weiterhin in die Systematische Sammlung aufzunehmen. Die
Begründung für seinen Antrag lautete, dass damit die grosse Bedeutung der
Kantonsverfassungen für den Bundesstaat zum Ausdruck gebracht werde. Der
Nationalrat teilte diese Meinung. 5
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Volksrechte

Ende November verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des
Bundesgesetzes über die politischen Rechte. Die Änderungen betrafen insbesondere
die Organisation der Nationalratswahlen, die aufgrund der wachsenden Zahl von Listen
und Kandidaturen mit zunehmendem Organisationsaufwand einhergehen. Neu sollen,
um die Funktionstüchtigkeit des Wahlverfahrens sicher zu stellen, unzulässige
Doppelkandidaturen auch nachträglich noch gestrichen werden können. Weiter soll der
Anmeldeschluss für Kandidaturen schweizweit auf den Monat August gelegt werden und
das Wahlmaterial möglichst in jedem Kanton in der viertletzten Woche vor den Wahlen
an die Wahlberechtigten gelangen. Die Panaschierstatistik, die in den letzten Jahren auf
immer grösseres Interesse gestossen war, soll zudem neu von Gesetzes wegen erhoben
werden. Volksabstimmungen waren vom fünften hauptsächlichen Revisionspunkt
betroffen: Nachzählungen von eidgenössischen Urnengängen sollen nur dann
durchgeführt werden, wenn Unregelmässigkeiten glaubhaft gemacht werden können.
Auf einer zu schaffenden Gesetzesgrundlage sollen dabei Stimmberechtigte als
Beobachter von Urnengängen fungieren. Drei weitere, ursprünglich geplante
Änderungen – eine Differenzierung der Sammelfristen zu Volksbegehren, mit denen
Sammelfrist und Einholen der Stimmrechtsbescheinigungen getrennt worden wären,
die gehashte AHV-Nummer aller Nationalratskandidaten zwecks Vermeidung von
Doppelkandidaturen über Kantonsgrenzen hinweg und die Streichung der Berufsangabe
der Kandidierenden für den Nationalrat – waren in der zwischen März und Juni
durchgeführten Vernehmlassung auf Kritik gestossen und deshalb aus dem Entwurf
gestrichen worden. Die Räte werden erst 2014 über die Botschaft befinden. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Gegen Jahresende beantragte der Bundesrat dem Parlament eine Teilrevision des
Gesetzes über die politischen Rechte. Er beabsichtigt dabei insbesondere, die
rechtlichen Grundlagen für kantonale Versuche mit der elektronischen Stimmabgabe
(via Internet) zu schaffen. Der Kanton Genf begann bereits mit den Vorarbeiten zu
Testversuchen mit dem E-Voting. Die rasche Einführung war im Vorjahr mit
parlamentarischen Vorstössen verlangt worden. Der Bundesrat soll ferner explizit
ermächtigt werden, spezielle Informationskampagnen zur Verbesserung der
Wahlchancen von Frauen und jungen Personen durchzuführen. Daneben soll die
Bundeskanzlei beauftragt werden, die Unterschriftenlisten für Initiativen und
Referenden im Internet bereitzustellen; allerdings nur zum Herunterladen und
Ausdrucken und nicht zum direkten Unterzeichnen. Da in der neuen Bundesverfassung
die Parteien rechtlich verankert sind, sollen sie in Zukunft bei den Nationalratswahlen
privilegiert behandelt werden. Wenn sie sich bei der Bundeskanzlei registrieren lassen,
würde für sie die Vorschrift nicht gelten, dass für die Wahlteilnahme mit einer Liste
eine bestimmte Anzahl Unterschriften (100-400 je nach Kantonsgrösse) eingereicht
werden muss. Diese Erleichterung würde allerdings nur registrierten Parteien gewährt,
die bei den vorangegangenen nationalen Wahlen im betreffenden Kanton einen Sitz
gewonnen oder einen Stimmenanteil von mindestens 3% erreicht haben. Voraussetzung
für die Registrierung selbst ist, gemäss dem Entwurf des Bundesrates, die Organisation
der Partei als Verein und die Vertretung mit entweder mindestens einem Sitz im
Nationalrat oder je drei Sitzen in drei Kantonsparlamenten. Die vom Ständerat mit der
Überweisung eines Postulats seiner SPK formulierte Anregung, das bezahlte Sammeln
von Unterschriften für Volksinitiativen und Referenden zu verbieten, wurde vom
Bundesrat nicht in das Reformpaket aufgenommen (01.3210). 7
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Das Parlament verabschiedete die im Vorjahr vom Bundesrat beantragte Teilrevision
des Gesetzes über die politischen Rechte. Umstritten waren eigentlich nur zwei
Neuerungen: das Projekt E-Voting (d.h. Abstimmen via Internet) und die Kompetenz des
Bundesrats, bei den Nationalratswahlen Kampagnen zur Förderung der
Stimmbeteiligung und der Erfolgschancen von Frauenkandidaturen durchzuführen
(sog. Sensibilisierungskampagnen). Gegen den Widerstand der SVP-Fraktion, welche
dem elektronischen Abstimmungsverfahren via Internet aus finanziellen Gründen keine
Dringlichkeit zuerkennen wollte, schuf der erstberatende Nationalrat die
Rechtsgrundlagen für die Durchführung von Pilotversuchen mit E-Voting in den
Kantonen. Am meisten zu reden gaben die Sensibilisierungskampagnen. Die SVP
beantragte Streichung, die Linke wollte den Bundesrat dazu nicht nur ermächtigen,
sondern verpflichten, und Brunner (svp, SG) und Ursula Wyss (sp, BE) – bis Ende 2001
die beiden jüngsten im Rat – forderten, dass damit nicht nur weibliche, sondern auch
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junge Kandidaturen gefördert würden. Durchgesetzt hat sich schliesslich die
Kommissionsmehrheit (Kann-Formel) ergänzt durch den Antrag Brunner/Wyss. Im
Ständerat war es ebenfalls die Ermächtigung des Bundesrates,
Sensibilisierungskampagnen durchzuführen, die zu einer Diskussion Anlass gab. Er
folgte mit 17:15 Stimmen seiner Kommissionsmehrheit und strich diese Bestimmung. In
der Differenzbereinigung lehnte er zweimal mit knapper Mehrheit (22:20) einen
Vermittlungsantrag Spoerry (fdp, ZH) ab, welcher die Kampagnen auf die Förderung der
Stimmbeteiligung und der angemessenen Geschlechterverteilung beschränken wollte.
Der Nationalrat seinerseits verwies auf den verfassungsmässigen Auftrag zur
ausgeglichenen Vertretung der Geschlechter auch in der Politik und hielt zuerst
zweimal an den Sensibilisierungskampagnen fest. Er gab erst nach, als die
Einigungskonferenz beider Räte einen Verzicht darauf beschlossen hatte. 8

Bei der Genehmigung der neuen Kantonsverfassung Graubündens kam es zu einer
Kontroverse zwischen dem Bundesrat und dem Ständerat über das Majorzsystem.
Auslöser dazu war eine Bemerkung in der bundesrätlichen Botschaft, welche, gestützt
auf das Urteil einiger Staatsrechtler, das Majorzsystem bei Parlamentswahlen als
„rechtlich zweifelhaft“ eingestuft hatte, da es im Widerspruch zum demokratischen
Repräsentationsgedanken stehe. Auf die Anregung des Bundesrates, dieses Wahlsystem
für kantonale Parlamente in Zukunft als nicht verfassungskonform zu taxieren, reagierte
die SPK des Ständerats – dessen Mitglieder mit Ausnahme der Vertreter des Kantons
Jura alle nach diesem System gewählt werden – kurz, heftig und negativ. Das
Majorzsystem werde nicht nur in der Schweiz, sondern auch in einer ganzen Reihe
anderer demokratischer Staaten für Parlamentswahlen angewendet, und sei vor allem in
ländlichen Gebieten ein gutes Verfahren zur Wahl von politischen Repräsentanten.
Beide Ratskammern schlossen sich dieser Meinung an und auch Bundesrat Blocher
distanzierte sich von der in der Botschaft formulierten Kritik am Majorzsystem. 9
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In der gleichen Botschaft, in welcher er die allgemeine Volksinitiative vorgelegt hatte
(06.053), beantragte der Bundesrat auch einige Anpassungen des Gesetzes über die
politischen Rechte und des Gesetzes über die politischen Rechte der
Auslandschweizer, welche mit der allgemeinen Volksinitiative nichts zu tun haben. Es
ging dabei insbesondere um eine Präzisierung des Begriffs «Stellvertretung» und um
die rechtliche Absicherung der Weiterentwicklung des Vote électronique nach dem
Abschluss der ersten Pilotphase. Die drei bisher an Versuchen mit der elektronischen
Stimmabgabe beteiligten Kantone Genf, Neuenburg und Zürich sollen in Zukunft
generell eine befristete Bewilligung erhalten und diese nicht mehr für jede
eidgenössische Abstimmung neu einholen müssen. Dazu sollen weitere Kantone
Versuche durchführen können und die Anforderung, diese Testabstimmungen
wissenschaftlich zu begleiten, wird fallen gelassen. Als Voraussetzung für die generelle
Einführung der Stimmabgabe im Internet auch für Auslandschweizer soll der Bund die
Kantone zudem verpflichten können, ein zentrales elektronisches Stimmregister für im
Kanton stimmberechtigte Auslandschweizer zu führen. Im Gegensatz zur Vorlage über
die Umsetzung der allgemeinen Volksinitiative war für diesen Teil der Neuerungen im
Nationalrat Eintreten unbestritten. Die neuen Bestimmungen wurden in der
Dezembersession mit einigen Abweichungen gegenüber der Version des Bundesrates
gutgeheissen. 10
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Die im Vorjahr vom Bundesrat beantragten und vom Nationalrat gutgeheissenen
Anpassungen des Gesetzes über die politischen Rechte und des Gesetzes über die
politischen Rechte der Auslandschweizer fanden auch im Ständerat Zustimmung
(06.053). Es ging dabei insbesondere um eine Präzisierung des Begriffs
«Stellvertretung» und um die rechtliche Absicherung der Weiterentwicklung des Vote
électronique nach dem Abschluss der ersten Pilotphase. Zur Einführung von E-voting
siehe auch die Antwort von Bundeskanzlerin Huber auf eine Frage Guisan (fdp, VD; A
07.5076). 11
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In seiner Botschaft zum revidierten Bundesgesetz über die politischen Rechte schlug
der Bundesrat fünf hauptsächliche Neuerungen vor, die insbesondere die Organisation
der Nationalratswahlen betreffen, die aufgrund der zunehmenden Kandidierenden-
und Listenzahl sowie der wachsenden Zahl an Wahlberechtigten immer komplexer
geworden sei: (1) Unzulässige Doppelkandidaturen sollen auch nach der Meldefrist noch
gestrichen werden können. (2) Diese Meldefrist wird auf den August des Wahljahres
konzentriert, damit das Wahlmaterial spätestens vier Wochen vor dem Wahltag verteilt
werden kann. (3) Für die Erstellung einer Panaschierstatistik, die auf hohes Interesse
stösst, soll eine Gesetzesgrundlage geschaffen werden. (4) Ein weiterer
Revisionsvorschlag betraf die Nachzählung bei Volksabstimmungen, die auch bei sehr
knappen Ergebnissen nur dann angewendet werden soll, wenn Unregelmässigkeiten
glaubhaft gemacht werden können. Dieser Vorschlag war die Umsetzung einer
parlamentarischen Initiative von Rudolf Joder (svp, BE). (5) Zudem war eine
Gesetzesgrundlage vorgesehen, mit der Stimmberechtigte Urnengänge beobachten
sollten, um solche Unregelmässigkeiten zu melden. Weil die weiteren Vorschläge
(Differenzierung von Sammelfristen bei fakultativen Referenden zwischen Sammlung
und Stimmrechtsbescheinigung, gehashte (verschlüsselte) AHV-Nummern für
Nationalratskandidierende, Streichen der Berufsangabe von Kandidierenden) in der
Vernehmlassung auf Widerstand gestossen waren, nahm sie der Bundesrat in seiner
Botschaft nicht weiter auf. 

Als Erstrat beugte sich der Nationalrat über die Revision. Eintreten war unbestritten. Zu
diskutieren gab hingegen ein Antrag einer links-grünen Minderheit für einen
Automatismus für Nachzählungen – ein Punkt, der auch vom Bundesgericht so angeregt
worden war: Eine Nachzählung solle immer dann stattfinden, wenn die
gesamteidgenössische Differenz weniger als 0,1 Prozent betrage und das Ständemehr
durch Kantone mit deutlichen Entscheiden nicht bereits erreicht sei. Bisherige Lesart
des Bundesgerichtes war, dass ein sehr knappes Resultat immer auch eine
Unregelmässigkeit darstelle; allerdings sei vom Gesetzgeber zu präzisieren, was 'knapp'
sei. Die bürgerliche Ratsmehrheit liess sich allerdings nicht überzeugen und stimmte
für den bundesrätlichen Vorschlag und gegen einen Automatismus. Auf mehr
Unterstützung stiess ein Einzelantrag Marianne Streiff (evp, BE), der verlangte, dass auch
Unterlisten einer bei der Bundeskanzlei registrierten Partei von der Pflicht befreit
werden, mit der Einreichung des Wahlvorschlages auch noch Unterschriften von
Stimmberechtigten beilegen zu müssen. Zu diskutieren gab schliesslich, wie mit
überzähligen Namen auf einer Liste umgegangen werden soll. Der Antrag der
Kommissionsmehrheit, die lediglich mit Stichentscheid zustande gekommen war, wollte
in jenem Fall, in dem auf einer Liste mehr Namen vermerkt wurden als der Kanton Sitze
hat, die handschriftlich hinzugefügten Namen streichen, um die Kandidierenden auf
den hinteren Listenplätzen nicht zu bestrafen. Die Minderheit, die dem Vorschlag des
Bundesrates folgen wollte und sich letztlich durchsetzte, pochte hingegen auf die
Überlegung, dass der Wählerwille handschriftlich eher hervortrete und deshalb die
untersten gedruckten Namen auf einer Liste gestrichen werden sollen. Obwohl der
Bundesrat die Idee der Differenzierung der Sammelfristen nicht mehr in die Botschaft
aufgenommen hatte, plädierte eine Ratsminderheit für die Gültigkeit von
Unterschriften, die während der Sammelfrist eingereicht, aber erst nach der
Sammelfrist beglaubigt bei der Bundeskanzlei eintreffen. Das Hauptargument, das auf
der vorjährigen Diskussion um die Versäumnisse einzelner Gemeinden bei den letztlich
nicht zustande gekommenen Referenden gegen Doppelbesteuerungsabkommen
beruhte, war die Einschränkung des Referendumsrechts, wenn eine Unterschrift zwar
fristgerecht zustande käme, die Post oder eine Gemeinde aber zu langsam arbeite. Jene
Parteien, die mit Unterschriftensammeln Erfahrungen haben, stimmten diesem
Minderheitsantrag mehrheitlich zu: die SVP, die SP und die GP sagten mit 110 zu 76
Stimmen Ja. Gestrichen wurde dafür der Vorschlag des Bundesrates für eine
Beobachtung von Urnengängen durch Stimmberechtigte. Der so doch recht stark
abgeänderte Entwurf wurde mit 175 Stimmen einstimmig gutgeheissen. 

Der Ständerat beriet das Geschäft in der Sommersession. Wie die Mehrheit des
Nationalrates wollte auch die kleine Kammer keinen Automatismus für Nachzählungen
bei knappen Volksentscheiden. Nur ganz knapp verzichtete die kleine Kammer darauf,
wie ursprünglich vorgesehen die Berufsangaben der Kandidierenden bei den
Nationalratswahlen zu streichen. Die Kommissionsmehrheit argumentierte vergeblich,
dass es praktisch unmöglich sei, zu überprüfen, ob die Angaben auch wirklich
stimmten. Auch den Antrag Streiff (evp, BE) und den Vorschlag, die vorgedruckten und
nicht die handschriftlichen Namen auf einer Liste mit zu vielen Kandidierenden zu
streichen, hiess die kleine Kammer entsprechend den Vorschlägen der
Volksvertreterinnen und Volksvertreter gut. Sie schuf allerdings auch einige

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.2014
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.21 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Differenzen. So wurde ein Einzelantrag Ivo Bischofberger (cvp, AI) angenommen, der die
Voranmeldepflicht der Kandidierenden für Majorzkantone streichen wollte. Die Pflicht
zu Voranmeldungen mache in Einerwahlkreisen keinen Sinn. Zudem stellte sich der
Ständerat gegen die Differenzierung von Sammel- und Einreichefrist bei Volksbegehren.
Die kleine Kammer wollte vielmehr die Komitees in die Pflicht nehmen, die genügend
Zeit für die Einholung der Beglaubigungen einplanen müssten. Der in der Zwischenzeit
von der Bundeskanzlei ausgearbeitete Leitfaden für die Gemeinden und der Vorschlag
des Bundesrates, die Komitees gesetzlich zu verpflichten, die Unterschriftenlisten
laufend und nicht erst kurz vor Ablauf der Sammelfrist einzureichen, wurden begrüsst.
Damit lag die gleiche Differenz zwischen den Räten vor wie bei der 2012 von der SPK-NR
eingereichten Motion, die ebenfalls eine Differenzierung der Fristen gefordert hätte
und vom Nationalrat angenommen, vom Ständerat aber abgelehnt worden war. Weiter
schuf der Ständerat einen neuen Absatz, mit dem die im Nationalrat unbestrittene
Verlängerung der Fristen für die Ansetzung von Volksinitiativen nicht generell, sondern
nur in Wahljahren, dann aber um sechs Monate möglich sein soll. Schliesslich setzte
sich der Ständerat für die im Nationalrat abgelehnte Idee der Beobachtung von
Urnengängen ein. Auch der Ständerat hiess den so veränderten Entwurf einstimmig
gut.

In der ersten Runde der Differenzbereinigung gab der Nationalrat zumindest teilweise
nach. Er lenkte ein bei der Diskussion um die Differenzierung der Sammelfristen, die
letztlich auf eine Verlängerung der bisherigen Referendumsfrist von 100 Tagen
hinausgelaufen wäre. Die grosse Kammer unterstützte auch die Idee der Verpflichtung
der Komitees, gesammelte Unterschriften laufend für die Beglaubigung in den
Gemeinden einzureichen. Umgeschwenkt war hier die SVP, bei der die Mehrheit nun für
den Vorschlag des Ständerates stimmte. Zustimmung gab es in der grossen Kammer
auch für die Berücksichtigung der Besonderheiten der Einerwahlkreise und die
Fristverlängerung für die Behandlung von Volksinitiativen in Wahljahren. Allerdings
beharrte der Nationalrat auf seiner Ablehnung gegen die Beobachtung von
Urnengängen. Diese Differenz wurde dann im Ständerat knapp mit 23 zu 21 Stimmen
ausgeräumt. Die Ratsmehrheit folgte dabei der Kommissionsminderheit, die
argumentierte, dass die Beobachtung weiterhin möglich sei, aber nicht im Gesetz
verankert werden müsse. Es wäre ein Armutszeugnis, wenn die Vorlage aufgrund dieser
geringen Differenz noch scheitern würde. In den Schlussabstimmungen wurde das neue
Bundesgesetz im Nationalrat mit 172 zu 0 (bei 26 Enthaltungen aus der SP- und der GP-
Fraktion) und im Ständerat mit 38 zu 4 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) angenommen. 12

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

La question d'une réorganisation des relations entre la Confédération et les cantons a
été abordée à la fois par la Commission pour la revision totale de la Constitution et par
un groupe de travail constitué en 1973 en réponse à une motion en réponse à une
motion Binder (pdc, AG). Les travaux préparatoires pour une revision totale tendent,
nous l'avons dit plus haut, à une véritable refonte, le partage actuel des compétences
devant être remplacé par une distinction entre diverses formes de coopération des
deux instances. A côté d'un nombre restreint de domaines réservés à l'Etat central, on
envisage un premier secteur marqué par la primauté de la responsabilité de la
Confédération, un deuxième relevant de la responsabilité principale des cantons et un
troisième où les responsabilités seraient concurrentes. En revanche, le groupe de
travail, auquel collaboraient des fonctionnaires du DFJP et du DFFD ainsi que le
conseiller national Letsch (prd, AG), ne prépare qu'une revision partielle des
dispositions constitutionnelles en vigueur. Comme le conseiller fédéral Furgler l'a
annoncé en novembre, le groupe a rédigé un rapport présentant la répartition
actuelle des tâches entre Confédération et cantons et évoquant les problèmes et
possibilités d'une nouvelle réglementation. Ce rapport, pas encore publié en fin
d'année, tend à une distribution plus claire des tâches et, parallèlement, à une
concentration plus forte de l'activité de la Confédération sur des secteurs déterminés.
Dans les domaines laissés sous la responsabilité première des cantons, on pense limiter
la compétence fédérale à l'établissement de normes fondamentales. Le responsable du
règlement et de l'exécution d'une tâche devrait aussi en assumer, autant que faire se
peut, le financement. La péréquation financière fédérale, quant à elle, devrait
davantage s'opérer par des versements globaux aux cantons et moins par le biais de
subventions sous condition et à affectations précises. Un expert des finances
publiques, le professeur W. Wittmann de Fribourg, a présenté un projet concret de
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simplification ; il conseille de décharger la Confédération et les cantons par
l'application radicäle du principe de l'équivalence (financement des prestations de
l'Etat par ceux qui en sont la cause ou les bénéficiaires). 13

Le débat sur le remaniement des rapports entre Confédération et cantons s'est
poursuivi sur trois plans différents. A court terme, le Conseil fédéral a tenté, sous la
pression d'une situation financière déficitaire, d'élaborer une première modification
des charges première modification des charges dans le cadre du plan financier prévu
pour les années 1979 à 1981. Les cantons seraient notamment tenus de verser des
subventions plus élevées pour l'assurance-maladie. Compte tenu d'une large
opposition, le Conseil fédéral a retiré, en mai, ses propositions afin de les réexamine.
En revanche, les efforts à moyen terme se sont présentés sous un jour plus favorable.
L'inventaire et les suggestions que le DFJP avait soumis, en 1977, aux cantons pour avis,
ont été accueillis par ceux-ci dans un esprit critique, sans pour autant remettre en
question leur disposition d'accepter une telle réforme. L'élaboration d'une nouvelle
conception de la répartition par les directeurs cantonaux des finances avait du reste
préparé le terrain. Cependant, la proposition faite à l'image de la République fédérale
allemande de créer des organes mixtes, composés de représentants de la
Confédération et des cantons, pour planifier et accomplir des tâches communes n'a
pas été retenue par eux. Une tendance selon laquelle la Confédération devrait
s'occuper d'édicter une législation-cadre dans certains domaines et laisser le soin au
partenaire accomplissant lui-même la tâche en question de la financer prédomine.
Simultanément, la péréquation financière devrait se libérer autant que possible de ses
attributions contraignantes afin de favoriser une plus large autonomie des cantons en la
matière. Pour la poursuite de ces travaux, une étroite collaboration entre
Confédération et cantons a été prévue. A cette fin, le Conseil fédéral a institué un
groupe de travail composé de représentants de tous les gouvernements cantonaux.
Lors de sa composition, on a tenu compte des divers départements de l'administration.
On espère arriver aussi loin que possible par le biais de modifications sur le plan
législatif. 14
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Die Auseinandersetzung über eine Neugestaltung des Verhältnisses zwischen Bund und
Kantonen stand, wie wir bereits festgestellt haben, im Zentrum der Diskussion über die
Totalrevision der Bundesverfassung; der Vorstoss für eine grundlegende Reform auf
weite Sicht, den die Expertenkommission unternommen hatte, begegnete jedoch
verbreitetem Widerstand. Mehr Erfolg als der Entwurf für eine Neuordnung auf
Verfassungsstufe hatten die Bemühungen um eine mittelfristige Lösung, die vor allem
auf der Gesetzgebungsebene getroffen werden sollte; diese wurden allerdings noch
nicht dem Rampenlicht der Öffentlichkeit ausgesetzt. Eine Studienkommission des
EJPD legte im Sommer erste Vorschläge vor, die aus einer Zusammenarbeit mit dem
vom Bundesrat 1978 eingesetzten interkantonalen Kontaktgremium hervorgegangen
waren. Diese Vorschläge tendierten auf eine gewisse Entflechtung der Aufgaben beider
Ebenen, und zwar sowohl in rechtlicher wie in finanzieller Hinsicht, Der Bund sollte sich
namentlich im Schulwesen, im Gesundheitswesen, in der Sozialfürsorge, in der
Wohnbauförderung und im öffentlichen Regionalverkehr ganz oder teilweise aus der
Verantwortung zurückziehen. Bei der AHV würde der Bund die eigentliche Versicherung
voll übernehmen, die Ergänzungsleistungen dagegen gänzlich den Kantonen überlassen.
Weitgehend fiele dem Bund auch der Unterhalt der Nationalstrassen zu. Für die
Kantone erwartet man von der Neuregelung eine Mehrbelastung von rund CHF 2–300
Mio. Um diese für die finanzschwachen Bundesglieder zu erleichtern, regte man eine
Verstärkung des Finanzausgleichs (aus den Kantonsanteilen an der Wehrsteuer) an. Das
Kontaktgremium stimmte im Herbst den meisten Vorschlägen zu; die Kantonsvertreter
zeigten unter dem Eindruck des Volksverdikts gegen die zweite Mehrwertsteuervorlage
eine gewisse Bereitschaft zur vermehrten Belastung der kantonalen Ebene. Einwände
wurden vor allem gegen eine stärkere Beteiligung der Kantone an den Lasten des
Regionalverkehrs erhoben. Der Bericht der Studienkommission gelangte aber 1979 noch
nicht ins Vernehmlassungsverfahren. Die definitive Zustimmung der
Kantonsregierungen zu seinen Vorschlägen wurde dadurch erschwert, dass der
Bundesrat für 1981 ein neues Sparprogramm ankündigte, das seinerseits eine
zusätzliche Belastung der kantonalen Finanzen vorsieht. Anderseits meldete sich von
sozialdemokratischer Seite Opposition gegen die Abtretung sozialer Aufgaben durch
den Bund, da eine solche der Bevölkerung finanzschwacher Gliedstaaten eine
Verschlechterung ihrer Lage bringen könnte. 15
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En ce qui concerne le remodelage des rapports entre la Confédération et les cantons,
les projets de révision totale de la Constitution fédérale ont passé quelque peu à
l'arrière-plan durant l'année écoulée. En revanche, un ensemble de premières
propositions relatives à une nouvelle répartition des tâches entre la Confédération et
les cantons a suscité une discussion nourrie, après consultation des milieux intéressés
par le DFJP. De l'avis de la commission d'experts, il s'agit surtout de renforcer la
position des cantons en leur confiant des compétences plus accrues dans certains
domaines, afin qu'ils les aménagent et les financent de façon indépendante. De cette
décentralisation dans l'accomplissement des tâches, on attend, de surcroît, un effet
secondaire positif, à savoir une diminution des charges administratives et par
conséquent des frais. Le train de mesures présentées touche en premier lieu certains
domaines de la politique sociale et de celle des transports. Il doit aussi permettre à la
caisse fédérale d'économiser quelque 200 millions de francs chaque année. Si les
prestations des pouvoirs publics ne sont pas réduites, les cantons auraient donc des
charges supplémentaires correspondantes. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.02.1980
HANS HIRTER

Les cantons, dont les gouvernements ont collaboré étroitement avec le groupe d'étude
du DFJP, se sont toutefois déclarés, en principe, favorables aux mesures proposées.
Cependant, les cantons financièrement faibles ont exprimé la crainte de ne plus
pouvoir maintenir intactes les prestations subventionnées jusqu'alors par la
Confédération, si la péréquation financière n'est pas améliorée du même coup. C'est
sur ce point précis également qu'ont porté les critiques des milieux politiques de
gauche. L'USS, le PdT et, moins catégoriquement cependant, le PSS ne pensent pas que
tous les cantons disposent de la volonté et des ressources financières nécessaires pour
accomplir sans restrictions les tâches que la Confédération veut leur confier. La
nouvelle répartition des tâches ne conduirait pas à renforcer la position des cantons,
mais aboutirait au contraire à diminuer l'activité et l'intervention des pouvoirs publics,
ce qui, pour la gauche, ne ferait qu'accroître les inégalités économiques et sociales.
Compte tenu de ces conséquences, l'USS préférait que l'on s'attache bien plus au
développement et à une péréquation sur le plan social et régional, qu'à un
renforcement des structures fédéralistes en Suisse. Les partis bourgeois et le Vorort
ont, en revanche, approuvé la nouvelle répartition des tâches telle qu'elle est proposée.
Le PDC s'associe, toutefois, aux cantons pauvres, qui revendiquent une amélioration de
la péréquation financière. Le PRD insiste, dans sa réponse, sur le profit d'ordre
politique qu'il y aurait à transférer certaines attributions à un niveau inférieur, plus
proche des citoyens. En outre, les milieux radicaux de Suisse romande ont avancé
l'argument selon lequel un fédéralisme aussi développé que possible est le fondement
d'une coexistence harmonieuse des différents groupes linguistiques. Pour le Vorort, le
principal avantage de la décentralisation proposée réside dans les économies
auxquelles il faut s'attendre, dans la mesure où une seule et même autorité prendrait
les décisions et supporterait les conséquences financières. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.08.1980
HANS HIRTER

Les différentes mesures proposées dans un premier train — nous les avons
mentionnées dans notre chronique de l'an passé — ont trouvé un accueil varié. Le
projet tendant à faire supporter aux cantons la moitié du déficit des CFF provenant du
trafic régional a suscité une vive opposition. Quant au projet de nouvelle répartition
des charges dans le domaine des assurances sociales, il constitue, en matière de
politique financière, la pièce maîtresse de l'étude des experts, mais n'est pas encore le
fruit d'une réflexion suffisante de l'avis du PDC. De son côté, le PSS le rejette
carrément. En revanche, les propositions visant à réduire les subventions dans les
domaines de l'exécution des peines, de la protection civile, de l'enseignement et de la
santé publique en général ne se sont guère heurtées à des oppositions.
Tandis que le DFJP est sur le point de présenter le message à l'appui de ce premier
train de mesures, le groupe d'étude a déjà abordé d'autres secteurs dans lesquels il
convient de décentraliser les attributions et les charges de la Confédération. Cette
seconde étape prévue pour la législation 1983–1987 mettra l'accent sur l'éducation et
la formation, la politique agricole, la protection des eaux et la défense nationale. 18
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La volonté de clarifier les rapports entre la Confédération et les cantons s'affirme
comme une des préoccupations dominantes des autorités fédérales pour la législature
en cours. Ainsi, outre les projets de révision de la Constitution fédérale, d'autres textes
en préparation se fondent sur le principe d'une distribution des compétences. Le
projet de nouvelle répartition des tâches, quant à lui, a franchi une étape décisive.
Suite à la procédure de consultation entreprise jusqu'en 1980, le DFJP a élaboré un
message, lequel a été approuvé en automne par le Conseil fédéral. Certains domaines
trop controversés ont été retirés de ce premier paquet de mesures. Il s'agit de la
question des transports et de l'assurance-invalidité (AI). Quant à l'assurance-maladie,
un des éléments clés de la nouvelle répartition, elle fait l'objet d'un projet distinct.
Le principe fondamental de l'ensemble de la démarche est de revaloriser le rôle des
cantons. A cette fin, l'Etat fédéral restituera aux cantons les tâches qu'ils devraient être
en mesure d'assumer pleinement. Ces derniers se verront ainsi conférer une plus
grande autonomie ; cette manière de faire devrait, par voie de conséquence,
contribuer à renforcer le fédéralisme et permettre une plus grande transparence des
institutions. Parallèlement la Confédération se verra soulagée des charges
correspondant à ce transfert de compétences. 
La cheville ouvrière du projet présenté par le conseiller fédéral K. Furgler, s'articule
autour de la sécurité sociale. Dans ce cadre, les cantons seraient ainsi progressivement
dispensés du cofinancement de l'assurance-vieillesse et survivants (AVS). En contre-
partie, les dépenses consécutives au subventionnement des caisses-maladie seront
imputables à raison de 50% aux budgets cantonaux. La participation à charge des
cantons devrait augmenter en ce qui concerne les prestations complémentaires AVS/AI.
Les finances cantonales seraient, grevées de charges supplémentaires dans les
domaines suivants: exécution des peines, protection civile, école obligatoire, bourses
d'études, gymnastique et sports, aide aux réfugiés, encouragement à la construction de
logements. En contrepartie les cantons verraient leurs compétences fortement s'élargir
et pourraient même recouvrer leur entière souveraineté dans certains secteurs. Une
péréquation financière intercantonale améliorée devrait permettre une répartition
équitable de ce surplus de charges. La Confédération épargnerait bon an, mal an
quelque 200 millions de francs à partir des années 1984/85 et ce, pour autant que les
charges fédérales soient allégées de 70 millions dans le cadre d'un second train de
mesures. 
Malgré certaines garanties contenues dans le message du Conseil fédéral à propos du
respect des acquis sociaux, les milieux ouvriers ont clairement rejeté une quelconque
décentralisation de la sécurité sociale. C'est ainsi que l'USS voit dans l'augmentation
des quotas cantonaux au subventionnement des caisses-maladie une grave menace
contre l'Etat social. Cette manière de faire se traduirait, selon elle, par une diminution
des prestations ou une augmentation des cotisations des assurés. Pour le PSS, seul
l'Etat fédéral est en mesure d'assurer et de renforcer la sécurité sociale; les transferts
financiers envisagés n'amélioreraient en aucun cas les possibilités de faire face aux
nécessités. Dans son ensemble, la gauche a d'autre part mis en doute l'idée selon
laquelle les mesures envisagées contribueront au renforcement effectif du fédéralisme.
Dans son optique, en effet, nonobstant les importants mouvements financiers, aucun
des domaines importants ne rentrera totalement dans la sphère cantonale. 
C'est également sur ce point que quelques réserves ont été émises par les milieux
bourgeois. Pour les libéraux en particulier, la nouvelle répartition des tâches doit être
un acte politique et non une opération financière. Il est donc capital que la
Confédération renonce à certains services au profit des cantons, selon le principe: qui
paie, commande. Cependant, les partis bourgeois et les principales organisations
économiques ont accueilli favorablement le projet. Les mesures proposées ont même
été qualifiées de timides, mais comme allant dans la bonne direction. Les PRD, PDC,
UDC ainsi que le Vorort ont souligné la rupture de la tendance «vers toujours plus de
centralisme». 
Les premières mesures pour une nouvelle répartition des tâches entre la Confédération
et les cantons devront maintenant affronter le parlement. Le peuple tranchera en
dernier ressort puisque pas moins de six révisions constitutionnelles seront
nécessaires. Au vu des premières escarmouches, les débats aux Chambres pourraient
s'axer sur le sempiternel clivage fédéralisme/centralisme. 19
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Les tenants d'une atténuation de la tendance centralisatrice de l'Etat fédéral ne
peuvent que se réjouir de la diligence avec laquelle sont menés les travaux relatifs à la
nouvelle répartition des tâches entre Confédération et cantons. Le Conseil des Etats a
examiné dans le courant de l'année le projet de premier train de mesures qui avait fait
l'objet d'un message en 1981. Il exigera pas moins de six amendements constitutionnels
et treize révisions de lois. Une deuxième étape est prévue. Elle portera notamment sur
le partage dans les domaines de l'assurance-invalidité, de la protection des eaux, de
l'agriculture, de la culture, de la formation et de la politique économique structurelle
dans les régions. Le but de l'opération consiste avant tout à renforcer les structures
fédératives de l'Etat central par une redéfinition plus rationnelle de ses compétences.
Les incidences majeures devraient en être une transparence accrue des rouages
étatiques et une meilleure participation des citoyens. Le projet gouvernemental
poursuit également un objectif financier puisqu'il est prévu de soulager la
Confédération de certaines interventions jugées superflues.
Le débat au plénum a été imprégné par le clivage traditionnel fédéralisme/centralisme,
mais aussi par des considérations financières. Des députés démocrates-chrétiens ont
en effet estimé que la réalisation de ce grand dessein politique avait peu à peu cédé la
place à un simple plan d'assainissement des finances fédérales sur le dos des cantons
et des contribuables. Pour leur part, les orateurs socialistes ont exprimé la crainte de
voir cette redistribution aboutir à un affaiblissement des prestations de l'Etat central et
par conséquent de la solidarité nationale, en particulier dans les domaines de la
construction de logements et des dépenses sociales. Une proposition visant à retirer
ces éléments du projet a été rejetée. Le Conseil des Etats a par la suite approuvé,
contrairement à la recommandation de la majorité de sa commission, l'insertion dans
ce premier paquet de mesures du transfert aux cantons de l'aide fédérale à la
construction de logements. Parmi les autres objets du projet, l'abandon par la
Confédération de ses tâches en matière de bourses d'études et d'exécution des peines
ont donné lieu à passablement de controverses. Les sénateurs ont malgré tout suivi à la
lettre les propositions gouvernementales, sauf sur un point: ils se sont refusés à entrer
en matière sur la suppression définitive des parts cantonales au produit des droits de
timbre et au bénéfice de la Régie fédérale des alcools, qui avaient été provisoirement
suspendues en 1980 dans le cadre du programme d'économie pour la législature en
cours. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.12.1982
JEAN-FRÉDÉRIC GERBER

Noch im Spätherbst gab das EJPD ein zweites Massnahmenpaket in die
Vernehmlassung. Es enthält weniger gewichtige Umverteilungen von Kompetenzen und
Finanzlasten als das erste und begnügt sich eher mit kleinen Verschiebungen zwischen
den jeweiligen Anteilen des Bundes und der Kantone. Hauptsächlich betroffen sind
Bildung, Kultur, soziale Sicherheit, Wirtschaft und Umwelt. Finanziell soll es den Bund
um CHF 70 Mio. entlasten. Ähnlich wie beim ersten Paket spiegelte die öffentliche Kritik
den erwähnten Zielkonflikt wider: einerseits vermisste man in den Vorschlägen ein
grosszügiges Entflechtungskonzept, anderseits warnte man vor einer Senkung des
Niveaus der Staatsleistungen in den ärmeren Kantonen. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.11.1984
PETER GILG

Alors qu'elles auraient dû contribuer à donner un souffle nouveau au fédéralisme
helvétique, les votations sur les cinq révisions constitutionnelles rendues nécessaires
par le premier paquet de la nouvelle répartition des tâches entre Confédération et
cantons ont montré au contraire le scepticisme habitant le peuple suisse à l'égard
d'un fort pouvoir financier des cantons. Du message publié par le Conseil fédéral à fin
1981 et dans lequel était proposée une première série de mesures visant à
débroussailler l'enchevêtrement des attributions entre les deux niveaux administratifs,
ont en effet succombé successivement deux des objets les plus importants: après le
refus des Chambres l'année précédente de supprimer l'aide fédérale à la construction
de logements, c'était au tour du projet de suppression des subventions fédérales aux
bourses d'études de ne pas trouver grâce devant le peuple et les cantons au cours du
week-end du 10 mars. Avec une majorité de «non» élevée à 52.4% (et 14 1/2 cantons
contre 8 1/2), le souverain a ainsi signifié sa méfiance quant à une délégation excessive
de compétences trop importantes à des cantons susceptibles de ne pas pouvoir les
supporter financièrement. Ce qui pourrait être considéré comme une victoire de l'Etat
central n'en est cependant pas une. Au contraire, celui-ci devra ainsi continuer à verser
annuellement quelque 70 millions de francs aux cantons, une somme dont il espérait
bien être dispensé dans l'optique de son plan d'assainissement des finances fédérales
directement lié à ce processus de nouvelle répartition. Des cinq objets soumis au
verdict populaire, celui devant décider de la suppression ou non des subsides à la
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formation a été de loin le plus discuté, les quatres autres n'engendrant pas de véritable
polémique, parce que de nature trop floue pour le citoyen. C'est ainsi que le 10 mars, la
suppression de l'aide fédérale aux écoles primaires et à la santé publique passait la
rampe sans passion par respectivement 58,5% et 53,0% de suffrages favorables. Trois
mois plus tard, le 9 juin, le souverain décidait par 66.5% et 78.7% de «oui», après l'avoir
déjà approuvé provisoirement cinq ans plus tôt, que les cantons ne toucheraient
définitivement plus à l'avenir de pourcentage au produit du droit de timbre et, que leur
part au bénéfice de la Régie des alcools descendrait de 50% à 10% (5% de 1981 à 1985).
La faible participation (34.4% et 35.1%) enregistrée à l'occasion de ces scrutins illustre
bien dans quel climat s'est déroulée la campagne. Mis à part les subsides de formation,
les citoyens ne se sont guère sentis concernés par les objets qui leur étaient soumis
ainsi que l'a confirmé par la suite un sondage effectué après la première votation.
Ceux-ci avaient en outre recueilli les faveurs des grands partis, à l'exception des
socialistes qui avaient recommandé le maintien de l'aide fédérale aux bourses
d'études.

Bundesbeschluss vom 05.10.1984 über die Aufhebung der Beiträge für den
Primarschulunterricht:
Stimmbeteiligung 34.38%
Ja: 802'882 (58.5%) / 15 6/2 Stände
Nein: 570'221 (41.5%) / 5 Stände

Parolen:
Ja: FDP, CVP (1), SPS (2), SVP, LPS, LdU, EVP, PdA, PSA, POCH, SD, REP, EDU, SAV, eco,
SGV, SBV, SGB, TravS, VSA
Nein:  

Bundesbeschluss vom 05.10.1984 über die Ausbildungsbeiträge:
Stimmbeteiligung 34.77%
Ja: 651'854 (47.6%) / 7 3/2
Nein: 716'717(52.4) / 13 3/2

Parolen:
Ja: FDP(8), CVP (12), SVP(7), LPS (1), REP, EDU, eco, SGV, SBV
Nein: SPS, JCVP, JSVP, JLPS, LDU (2), EVP (1), PdA, PSA, POCH, GA, GPS, SD(1), SGB, TravS,
VSA

Bundesbeschluss vom 05.10.1984 über die Aufhebung der Beitragspflicht des Bundes im
Gesundheitswesen
Stimmbeteiligung 34.77%
Ja: 726'781 (53%) / 10 6/2
Nein: 644'649 (47%) / 10

Parolen:
Ja: FDP, CVP (1), SP (4), SVP, LPS, LdU, EVP, PSA, SD, REP, EDU, SAV, eco, SGV, SBV, SGB,
TravS, VSA
Nein: PdA, POCH,   

Bundesbeschluss vom 05.10.1984 über die Aufhebung des Kantonsanteiles am
Reinertrag der Stempelabgaben:
Stimmbeteiligung 35.24%
Ja: 903'345 (66.5%) / 1 Stand
Nein:454'560 (33.5%) / 19 6/2 Stände

Parolen:
Ja: FDP (3), CVP (1), SPS (1), SVP, LPS (1), LDU, EVP,  GA, SD
Nein: PdA, PSA, POCH, REP
Stimmfreigabe: GPS
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Bundesbeschluss vom 05.10.1984 über die Neuverteilung des Reinertrages aus der
fiskalischen Belastung gebrannter Wasser
Ja: 982'318 (72.3%) / Stände 19 6/2
Nein: 376'135 (27.7%) / Stände 1

Parolen:
Ja: FDP (3), CVP (1), SPS (1), SVP, LPS (2), LDU, EVP, SD, eco, SGV, SBV, SGB, TravS, VSA
Nein: PdA, PSA, POCH, REP
Stimmfreigabe: GPS

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 22

L'échec enregistré par le projet de la suppression des subsides accordés aux apprentis
et aux étudiants risque d'entraîner de fâcheuses conséquences pour la suite des
opérations, et ceci tout spécialement dans l'optique du second paquet. Le verdict
rendu par les urnes traduit en effet un manque de confiance certain au sein de la
population dans les possibilités des cantons lorsque l'objet prend une importance trop
grande. Dès lors, il est probable que la deuxième donne de compétences entre
Confédération et cantons rencontre, elle aussi, des obstacles non négligeables sur
son chemin. Les premières prises de position affichées en fin d'année par les cantons,
partis et associations consultés par le DFJP à ce sujet l'ont d'ailleurs confirmé. Une
grande partie des cantons s'est élevée contre la nouvelle charge financière que ce
second train de mesures lui apportera s'il est accepté. Celle-ci se monte selon les
prévisions à 70 millions de francs. L'un des seize domaines touchés par cette deuxième
répartition, la redistribution des charges de l'assurance-invalidité, n'est pas combattu
par les cantons, puisque celle-ci leur rapporterait finalement 25 millions de francs,
mais elle l'est par contre par les quatres partis gouvernementaux et les organisations
concernées. Les socialistes sont même allés plus loin en refusant d'entrer en matière
sur ce second paquet. Ceux-ci estiment en effet que ce dernier, comme son
prédécesseur, ne vise qu'à assainir les finances fédérales, alors qu'il risque de porter
préjudice aux habitants des cantons économiquement faibles. Dans un autre domaine,
le souverain a marqué sa préférence pour l'intérêt collectif au détriment de celui des
principes du fédéralisme en acceptant au début de l'automne d'harmoniser la période
de la rentrée scolaire entre les cantons. De même, le Conseil des Etats a refusé, lui,
d'accorder la garantie fédérale à un passage de la nouvelle Constitution du demi-
canton de Bâle-Campagne portant sur la construction d'installations nucléaires. Là
également, l'intérêt général a été jugé supérieur aux principes fédéralistes. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1985
ALEXANDRE LACHAT

Der Bundesrat nahm Kenntnis vom Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens über das
zweite Paket von Massnahmen zur Neuverteilung der Aufgaben zwischen Bund und
Kantonen. Zur Diskussion stand eine Reihe von Vorschlägen, mit denen die Abrundung
von Zuständigkeiten im Rahmen grösserer Aufgabengebiete bezweckt und
insbesondere ein Abbau unnötiger administrativer und finanzieller Verflechtungen
anvisiert wird. Während die allgemeinen Ziele der zweiten Aufgabenneuverteilung
mehrheitlich Zustimmung fanden, lösten die vorgeschlagenen Massnahmen im Bereich
der Invalidenversicherung (IV) vehemente Kritik aus. Vorab die
Behindertenorganisationen wehrten sich gegen diese Reorganisation der IV, da sie
befürchteten, einzelne Kantone könnten das bisherige Niveau der Invalidenbetreuung
nicht halten. Aber auch die linken wie die bürgerlichen Parteien sowie acht Kantone
verlangten, dass die IV-Neuregelung aus dem zweiten Paket ausgeklammert werde. Die
meisten Kantone sind demgegenüber nicht bereit, ersatzlos auf die CHF. 25 Mio. , die
ihnen die IV-Entflechtung nach dem Vernehmlassungsentwurf einbringen würde, zu
verzichten und beharrten auf der Zielvorgabe von höchstens CHF. 70 Mio.
Mehrbelastung. Bis Ende 1987 soll nun das EJPD eine Botschaft über das zweite
Massnahmenpaket zur Aufgabenneuverteilung ausarbeiten und deren Konzeption mit
dem Kontaktgremium der Kantone absprechen. 24
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Auf einer wesentlich weniger grundlegenden Ebene ist das zweite Paket von
Massnahmen zur Neuverteilung von Aufgaben zwischen Bund und Kantonen
anzusiedeln. Die 1986 in der Vernehmlassung manifestierte Opposition gegen die neue
Lastenverteilung im Bereich der Invalidenversicherung (IV) war erfolgreich: Der
Bundesrat beschloss, die Entflechtungsmassnahmen bei der IV auf Organisatorisches
zu beschränken. Das Paket soll noch acht Gebiete umfassen, wobei das
Hochschulförderungsgesetz den Schwerpunkt bilden wird. Ausgekoppelt und als eigene
Vorlagen angekündigt wurden hingegen die Revisionen des Forst- und des
Gewässerschutzgesetzes sowie der Rückzug des Bundes aus der Mitfinanzierung der
Schulen für soziale Arbeit. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.11.1987
HANS HIRTER

Der Bundesrat legte am 25. Mai das zweite Paket von Massnahmen zur Neuverteilung
der Aufgaben zwischen Bund und Kantonen vor. Seiner Ansicht nach setzt dieses Paket
den vorläufigen Schlusspunkt hinter die anfangs der siebziger Jahre gestarteten
Bestrebungen für eine grundsätzliche Überprüfung und Neuordnung   der
föderalistischen Aufgabenteilung. In Erfüllung einer 1973 überwiesenen Motion Binder
(cvp, AG) hatte das EJPD 1978 nach diversen Vorarbeiten eine Expertenkommission
eingesetzt; gleichzeitig hatte der Bundesrat die Kantone zur Bildung eines ständigen
Kontaktgremiums auf Regierungsebene eingeladen. Bei allen Bekenntnissen zum
Föderalismus zeigte sich in der Folge, dass eine konsequente Entflechtung der
Zuständigkeiten und der finanziellen Verantwortung auf grosse politische Hindernisse
stiess. Zum einen protestierten die Kantone gegen die Absicht des Bundesrates, mit der
Abtretung gewisser Aufgaben an die Kantone zugleich auch seinen Haushalt zu
entlasten. Zum andern bestanden in der politischen Linken Zweifel am Willen und an
der Fähigkeit der Kantone, die vom Bundesstaat abzutretenden Aufgaben im sozialen
Bereich und im Bildungswesen vollumfänglich zu übernehmen. Dieses Misstrauen
manifestierte sich namentlich in der Rückweisung der Kantonalisierung der Stipendien
durch den Souverän. Das 1981 von der Regierung vorgelegte erste Massnahmenpaket
wurde bis 1985 unter anderem mit verschiedenen Volksabstimmungen bereinigt
verschiedenen Volksabstimmungen bereinigt und in den folgenden Jahren in Kraft
gesetzt. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.05.1988
HANS HIRTER

Die mit dem ersten Paket gemachten Erfahrungen und die Kritiken anlässlich des
Vernehmlassungsverfahrens führten dazu, dass das zweite Massnahmenpaket noch
magerer ausfiel als das erste. Da der Bundesrat auf einige von der Expertenkommission
vorgeschlagene Massnahmen verzichtet hatte (z.B. in den Bereichen Berufsbildung und
Denkmalpflege) und er die Aufgabenentflechtung in den Bereichen Landwirtschaft,
Gewässerschutz und Forstwirtschaft in die laufenden Revisionen der entsprechenden
Gesetze integrierte, reduzierte sich die Anzahl der betroffenen Gebiete von
ursprünglich 14 auf 7. Es handelt sich dabei um die Hochschulförderung, die
Beschaffung von Schulwandkarten, die Invalidenversicherung, den Wasserbau, die
Fischerei, den Strassenverkehr und die militärische Landesverteidigung. Die
angestrebten Neuerungen beschränken sich weitgehend auf administrative und
organisatorische Belange. Da der Bundesrat mit dem zweiten Paket keine
finanzpolitischen Ziele mehr verfolgt, ergibt sich aus den vorgeschlagenen Massnahmen
lediglich eine geringfügige Mehrbelastung der Kantone von CHF 8 Mio. Am meisten ins
Gewicht fällt dabei mit   CHF 3.5 Mio. der Verzicht auf die Ausrichtung von
Bundesbeiträgen für Wasserbauten an finanzstarke Kantone. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.05.1988
HANS HIRTER

Die vorberatende Kommission des Ständerats konnte bis Ende Jahr drei der sieben
Gesetzesrevisionen des zweiten Massnahmenpakets abschliessend und in
zustimmendem Sinn behandeln (Fischerei, Wasserbau und Schulwandkarten). Beim
Wasserbaugesetz strich sie allerdings den vorgeschlagenen Verzicht auf die Ausrichtung
von Bundesbeiträgen an finanzstarke Kantone. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.11.1988
HANS HIRTER
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Die Landesregierung beantragte in diesem zweiten Paket zudem eine Revision des
Bundesgesetzes über die Genehmigung kantonaler Erlasse durch den Bund. Dieses an
sich unbestrittene Aufsichtsrecht des Bundes soll gestrafft und auf das absolut
Notwendige beschränkt werden. Auf Wunsch der Kantone entschloss sich das
Parlament zu einer beschleunigten Behandlung dieser Vorlage. Der Ständerat nahm
daran einige Detailkorrekturen vor und stimmte ihr oppositionslos zu. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.1988
HANS HIRTER

Der Ständerat behandelte als Erstrat die – nach dem Vorziehen des oben erwähnten
Beschlusses und der Separatbehandlung des Hochschulförderungsgesetzes –
verbleibenden sechs Erlasse des zweiten Massnahmenpakets zur
Aufgabenneuverteilung. In diesem Paket bringt allerdings lediglich die Totalrevision des
Fischereigesetzes eine echte Neuordnung der Kompetenz und Aufgabenteilung
zwischen dem Bund und den Gliedstaaten. Die Beschlüsse über die Erstellung einer
Schulwandkarte der Schweiz und über minime Anderungen der Strassen resp. der
Militärgesetzgebung fanden in der vom Bundesrat beantragten Form Zustimmung. Der
Beschluss über die Bildung von kantonalen Invalidenversicherungsstellen sowie
derjenige über eine Totalrevision des Fischereigesetzes wurden mit einigen kleinen
Anderungen ebenfalls gutgeheissen. Eine wesentliche Modifikation ergab sich hingegen
bei der Neufassung des Wasserbaugesetzes (bisher Wasserpolizeigesetz genannt). Hier
lehnte der Rat mit Stichentscheid des Präsidenten den Antrag des Bundesrates ab, den
finanzstarken Kantonen in, Zukunft keine Beiträge an Wasserbauten auszurichten. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.1989
HANS HIRTER

Das zum 2. Massnahmenpaket gehörende, aber auf Wunsch der Kantone beschleunigt
behandelte Bundesgesetz über die Genehmigung kantonaler Gesetze durch den Bund
fand im Berichtsjahr auch die Zustimmung des Nationalrats, der die im Vorjahr vom
Ständerat vorgenommenen Detailkorrekturen übernahm. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.12.1989
HANS HIRTER

Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession als Zweitrat mit dem zweiten
Massnahmenpaket zur Aufgabenteilung zwischen dem Bund und den Kantonen. Nach
dem früheren Beschluss, dessen wichtigsten Teil, die Revision des
Hochschulförderungsgesetzes, separat zu behandeln, beschränkte sich die ursprünglich
als Wiederbelebung des Föderalismus konzipierte Vorlage auf einige administrative
Vereinfachungen.
Die sechs Erlasse waren denn auch nur in einigen Details umstritten. Eine wesentliche
Differenz zum Ständerat ergab sich einzig bei der Neufassung des Wasserbaugesetzes,
wo sich die Volkskammer der bundesrätlichen Version anschloss, wonach an
finanzstarke Kantone keine Bundesbeiträge mehr ausgerichtet werden sollen. Kleinere
Abweichungen zu den Beschlüssen des Ständerats schuf die Volkskammer zudem bei
den Bundesgesetzen über die Invalidenversicherung und über die Fischerei. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.1990
HANS HIRTER

Die noch bestehenden Differenzen beim zweiten Massnahmenpaket zur
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen konnten im Berichtsjahr ausgeräumt
werden. Beim Wasserbaugesetz beharrte der Ständerat auf seinem Entscheid, dass bei
Hochwasserschutzbauten auch die finanzstarken Kantone subventionsberechtigt sein
sollen, worauf der Nationalrat nachgab. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.06.1991
HANS HIRTER

Der Bundesrat nahm im Mai Kenntnis vom Vorentwurf für ein Gesetz, das den
Kantonen Mitwirkungsrechte in der Aussenpolitik einräumen soll. Die Vorarbeiten
dazu waren im Vorjahr von einer aus Kantons- und Bundesvertretern paritätisch
zusammengesetzten Gruppe geleistet worden. Er beauftragte das EDA, einen Entwurf
zuhanden der Vernehmlassung auszuarbeiten. Auf die Forderung der KdK (Konferenz
der Kantonsregierungen), mit ihr eine formelle Vereinbarung über die sofortige
Anwendung der im Gesetz vorgesehenen Regeln abzuschliessen, trat der Bundesrat
aber nicht ein. In der Praxis wurden die Regeln jedoch ab dem 1. September auch ohne
Vorliegen einer solchen Vereinbarung angewendet. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.05.1996
HANS HIRTER
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Der Bundesrat veröffentlichte im Dezember seine Botschaft zu einem neuen
"Bundesgesetz über die Mitwirkung der Kantone an der Aussenpolitik des Bundes". In
der vorher durchgeführten Vernehmlassung hatten sich die Kantone, welche an der
Ausarbeitung des Entwurfs beteiligt gewesen waren, durchwegs positiv geäussert.
Grundsätzliche Kritik war jedoch von der SP gekommen, welche eine
Kompetenzverschiebung in der Aussenpolitik zulasten des Bundes und damit eine
Beeinträchtigung der Handlungsfähigkeit namentlich auch in der Frage der
europäischen Integration befürchtete. Andere Kritiker sahen keine Notwendigkeit für
ein spezielles Gesetz, da die darin enthaltenen Regeln in der Praxis seit Herbst 1996
ohnehin angewendet werden. Der Entwurf des Bundesrates hält fest, dass die Kantone
namentlich dort an der Aussenpolitik des Bundes mitwirken dürfen, wo durch den
Abschluss internationaler Verträge ihre durch die Verfassung garantierten
Kompetenzen oder ihre Rolle als Vollzugsorgan berührt werden. In diesen Bereichen hat
der Bund gemäss dem Gesetzesentwurf die Kantone rechtzeitig und umfassend über
seine Vorhaben zu informieren und sie bereits in der Vorbereitungsphase von bi- oder
multilateralen Verhandlungen anzuhören. Namentlich dann, wenn ein aussenpolitisches
Vorhaben die verfassungsmässigen Kompetenzen der Kantone tangieren kann, haben
die Kantone bei der Vorbereitung der Verhandlungsmandate ein Mitspracherecht, und
sie sollen in der Regel auch während den Verhandlungen angehört werden. Umgekehrt
werden die Kantone verpflichtet, die erhaltenen Informationen vertraulich zu
behandeln und die Umsetzung von internationalem Recht, soweit diese in ihre
Kompetenz fällt, ohne Verzug vorzunehmen. Der schlanke Gesetzesentwurf, der nur
gerade neun Artikel zählt, schafft selbst noch keine neuen Organe, sondern überlässt
die konkrete Ausgestaltung der Modalitäten dieser Mitsprache einer zwischen Bund und
Kantonen abzuschliessenden Vereinbarung. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.1997
HANS HIRTER

Der Ständerat befasste sich als Erstrat mit dem neuen Bundesgesetz über die
Mitwirkung der Kantone an der Aussenpolitik des Bundes. Eine aus Abgeordneten aller
vier Bundesratsparteien zusammengesetzte Kommissionsminderheit beantragte
Nichteintreten. Ihre Opposition richtete sich nicht gegen den Inhalt des Gesetzes an
sich, sondern sie erachteten es schlicht als überflüssig, da dessen Kerngehalt bereits in
der neuen Bundesverfassung (Art. 55 der definitiven Fassung) enthalten sei. Die
Kommissionsmehrheit hielt dem entgegen, dass die vom Gesetz vorgenommene
detailliertere Regelung durchaus nützlich sei. Von besonderer Bedeutung sei dabei
namentlich der im Gesetz, aber nicht in der Verfassung enthaltene Grundsatz, dass
durch die Mitwirkung der Kantone die aussenpolitische Handlungsfähigkeit des Bundes
nicht beeinträchtigt werden darf. Der Nichteintretensantrag wurde mit 26:11 Stimmen
abgelehnt. In der Detailberatung wurde die Bedeutung dieses letzterwähnten
Grundsatzes noch betont, indem er vom sechsten in den ersten Artikel verschoben
wurde. Dem Misstrauen, das der Ständerat der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK)
als allfälliges Sprachrohr der Kantone entgegenbringt, wurde insofern Rechnung
getragen, als explizit festgehalten wurde, dass der Bundesrat nicht die Meinung „der
Kantone“ an sich, sondern diejenige „aller“ Kantone einbeziehen muss. Trotz diesen
Präzisierungen liessen sich nicht alle Mitglieder des Ständerats von der Notwendigkeit
dieses neuen Gesetzes überzeugen. In der Gesamtabstimmung votierten 26 für und 9
gegen die Vorlage. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.1998
HANS HIRTER

Als Zweitrat befasste sich der Nationalrat mit dem neuen Bundesgesetz über die
Mitwirkung der Kantone an der Aussenpolitik des Bundes. Wie bereits im Jahr zuvor in
der kleinen Kammer waren die Meinungen über die Notwendigkeit dieses neuen
Gesetzes geteilt. Die Kommissionsmehrheit hatte Nichteintreten beantragt und wurde
dabei von den Fraktionen der FDP, der SVP, der GP sowie der äusseren Rechten
unterstützt. Mit 81:80 Stimmen beschloss der Nationalrat jedoch, auf das Geschäft
einzutreten. In der Detailberatung schuf der Nationalrat einige Differenzen zur kleinen
Kammer. So ersetzte er etwa die vom Ständerat gewünschte Berücksichtigung der
Interessen und der Stellungnahmen „aller“ Kantone wieder durch die Bezeichnung „der“
Kantone, um damit klarzumachen, dass nicht in jedem Fall jeder einzelne Kanton
berücksichtigt werden muss. Der Ständerat gab in dieser Frage nach, betonte aber, dass
dies keinesfalls heissen könne, dass damit die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK)
als Vertreterin der Kantone gegenüber dem Bund akzeptiert sei. In der
Schlussabstimmung votierte im Nationalrat eine Mehrheit von 123:23 für das Gesetz; im
Ständerat gab es eine Gegenstimme. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.12.1999
HANS HIRTER
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Der Bundesrat beantragte dem Parlament die Ratifizierung des 2. Protokolls zum
europäischen Rahmenabkommen über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit
zwischen Gebietskörperschaften. Dieses stellt eine Ergänzung des bestehenden
Abkommens dar, indem es die entsprechenden Regeln der regionalen Zusammenarbeit
auf Gebietskörperschaften (Gemeinden, Kantone) ausweitet, welche nicht an den
Staatsgrenzen liegen. Das Parlament hiess den Beschluss diskussionslos und ohne
Gegenstimme gut. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.2002
HANS HIRTER

Mit der neuen Bundesverfassung von 1999 wurde die Vorschrift, dass Verträge der
Kantone unter sich oder mit dem Ausland vom Bundesrat genehmigt werden müssen,
durch eine Informationspflicht ersetzt, wobei neu nicht nur der Bund, sondern auch
die anderen Kantone in Kenntnis zu setzen sind. Der Bundesrat schlug Ende 2004 eine
Teilrevision des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vor, um den
gesetzlichen Rahmen an diese Neuerung anzupassen. Dabei soll insbesondere auch
festgelegt werden, in welcher Form die Kantone zu informieren sind, und wie diese und
der Bundesrat allfällige Einwände vorbringen können. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.12.2004
HANS HIRTER

Das Parlament hiess ohne Gegenstimmen eine im Vorjahr vom Bundesrat beantragte
Teilrevision des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes gut. Zweck der
Revision war die Regelung der Information des Bundes und der anderen Kantone über
Verträge, welche Kantone unter sich oder mit dem Ausland abschliessen. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.10.2005
HANS HIRTER

La CIP-CN propose, comme le Conseil fédéral, d'adopter le projet d'arrêté fédéral
accordant la garantie fédérale aux constitutions révisées des cantons de Schwyz, de
Zoug, de Fribourg, de Bâle-Ville, de Bâle-Campagne et d'Appenzell Rhodes-
Intérieures. Pour les cantons de Schwyz et de Fribourg, la modification apportée vise à
davantage de transparence du financement de la vie politique. Le canton de Zoug
précise le droit de vote suite à la révision des dispositions du Code civil (CC) relatives à
la protection de l'adulte, au droit des personnes et au droit de la filiation. Le canton de
Bâle-Ville souhaite l'abandon du quorum lors d'élections au Grand Conseil. Dans sa
nouvelle constitution, il inscrit le droit au logement sous le titre «Garantie des droits
fondamentaux» et instaure des mesures de protection du logement. Pour Bâle-
Campagne, les membres du Conseil d'Etat ne pourront plus faire partie de l'Assemblée
fédérale. Enfin, une nouvelle date pour le dépôt des initiatives est fixée dans la
constitution d'Appenzell Rhodes-Intérieures. 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.02.2019
DIANE PORCELLANA

Le Conseil des Etats et le Conseil national ont adopté le projet d'arrêté fédéral
accordant la garantie fédérale aux constitutions révisées des cantons de Schwyz, de
Zoug, de Fribourg, de Bâle-Ville, de Bâle-Campagne et d'Appenzell Rhodes-
Intérieures. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.03.2019
DIANE PORCELLANA

La garantie fédérale aux constitutions cantonales révisées des cantons d’Uri, du
Tessin, de Vaud, du Valais et de Genève a été tacitement octroyée par le Conseil des
Etats. L’extension du scrutin majoritaire aux communes ayant jusqu'à quatre
représentantes et représentants au Grand conseil, prévue dans la constitution d'Uri, a
été au centre des discussions. 
Ses partisans ont mentionné les arrêts du Tribunal fédéral concernant les cantons
d'Appenzell Rhodes-Extérieures en 2014 et des Grisons en 2019, pour prouver que la
modification constitutionnelle est conforme au droit fédéral. Les conditions pour
recourir au système majoritaire établies en 2014 seraient remplies, puisque les
communes uranaises disposent d'une grande autonomie, que les grandes communes
sont faiblement peuplées et que l'affiliation politique des candidats revêt une moindre
importance. De plus, les communes concernées par l'extension du scrutin majoritaire
ont au maximum 2'000 habitants et quatre députés à élire. Elles pourraient donc
recourir au scrutin majoritaire, puisque le Tribunal fédéral l’autorise en 2019 pour des
circonscriptions avec au maximum 7'000 habitants et cinq sièges à attribuer. Outre ces
arguments, ils indiquent que plus de la moitié du législatif cantonal sera encore élue ou
nommée à la proportionnelle selon le modèle du double Pukelsheim. 
Selon Lisa Mazzone (verts, GE), opposée à la validation de la disposition
constitutionnelle, le canton d’Uri ne remplirait pas les exigences établies par le Tribunal

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.03.2020
DIANE PORCELLANA
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fédéral. Premièrement, les communes uranaises qui vont passer à un système
majoritaire, ne sont pas des communes retirées fonctionnant avec autonomie.
Deuxièmement, la population est attentive à l’appartenance politique des candidates et
candidats. Elle a également mentionné l'avis de droit demandé par le Conseil d'Etat
uranais sur la question de l'extension du scrutin majoritaire, qui concluait que la
mesure n'était pas conforme à la Constitution fédérale. 

Lors du passage au Conseil national, le rapporteur de la CIP-CN a appelé au respect de
la souveraineté cantonale. S’agissant du nouveau système électoral prévu dans la
constitution d’Uri, il a signalé qu’il avait été appliqué dernièrement et qu’aucune
plainte n’avait encore été déposée. Le Conseil fédéral a rappelé que toutes les
communes concernées, ainsi qu’une nette majorité de la population uranaise, avaient
soutenu la modification constitutionnelle.
La minorité de la commission soutient que l’extension du scrutin majoritaire aux
communes ayant jusqu'à quatre représentants au parlement cantonal est contraire au
droit fédéral. En effet, dans son arrêt de 2016 concernant le canton d’Uri, le Tribunal
fédéral avait qualifié l’élection majoritaire au parlement cantonal de constitutionnelle,
qu’en l’existence d'un véritable système de représentation proportionnelle dans les
municipalités ayant trois sièges ou plus au parlement. Elle a aussi brandi l'avis juridique
demandé par le Conseil d'Etat. Enfin, la minorité a évoqué le fait que, lors des débats
liés aux initiatives parlementaires visant l’autonomie des cantons pour les procédures
électorales, le Conseil national avait souhaité l'instauration de certains garde-fous pour
renforcer l'égalité des droits électoraux inscrite à l'article 34 de la Constitution
fédérale. 
Le Conseil national a finalement, par 103 voix contre 88, octroyé la garantie fédérale à la
constitution cantonale révisée du canton d’Uri. Ainsi, l’ensemble des constitutions
cantonales soumises à la chambre basse l’ont obtenue. 43

Interkantonale Zusammenarbeit

Im August legte der Bundesrat dem Parlament das Zusatzprotokoll vom 9. November
1995 zum Europäischen Rahmenabkommen über die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit von regionalen und lokalen Gebietskörperschaften zur Genehmigung
vor. Dieses Zusatzprotokoll des Europarates stellt eine Konkretisierung des
Rahmenabkommens von 1980 dar, das in der Schweiz 1982 in Kraft getreten ist. Es soll
namentlich mit einheitlichen Regeln die mit dem Rahmenabkommen geförderte
Zusammenarbeit zwischen lokalen Behörden erleichtern. In der 1996 durchgeführten
Vernehmlassung hatten allerdings nicht wenige Kantone Bedenken geäussert. Sie
befürchteten, dass ihre Aktivitäten von diesem Protokoll nicht gefördert, sondern
gehindert würden. Hintergrund für diese Kritik war, dass die bestehenden
Kompetenzen der Kantone im Bereich der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit
nach Verfassung (Art. 9 und 10 BV) und in der Praxis über das hinausgehen, was das
Protokoll stipuliert. Sie verlangten deshalb, dass sich die im Protokoll vorgesehene
Genehmigung von grenzüberschreitenden Abkommen durch die Landesregierung auf
solche beschränken muss, welche für den Bund oder die nicht daran beteiligten
Kantone von besonderer Bedeutung sind. Die Kantone verlangten insbesondere auch,
dass das im Vorjahr abgeschlossene "Karlsruher Abkommen" für die
grenzüberschreitende regionale Zusammenarbeit in der Rheinregion gegenüber dem
Zusatzprotokoll Vorrang haben soll. Der Bundesrat sicherte dies zu und entgegnete den
Bedenken der Kantone in Bezug auf eine Einschränkung ihrer Rechte, dass das Protokoll
die innerstaatliche Kompetenzverteilung nicht antaste. Wichtig sei das Protokoll zudem,
weil es sich nicht auf staatliche Abkommen beschränke, sondern auch einheitliche
Regeln für die Zusammenarbeit zwischen Verwaltungsstellen oder - z.B. im Bereich des
Regionalverkehrs - privatrechtlichen Organisationen setze. 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.08.1997
HANS HIRTER

Im Rahmen der Beratung der Totalrevision der Bundesverfassung (BRG: 96:091)
beantragte Vallender (fdp, AR), dass kantonale Verträge mit dem Ausland nicht mehr
der Genehmigungspflicht durch den Bund unterstellt sind. Dieser Vorschlag konnte
sich im Nationalrat und anschliessend auch im Ständerat durchsetzen. In Zukunft
müssen derartige Abkommen – welche den Interessen des Bundes sowie der anderen
Kantone freilich nicht widersprechen dürfen – dem Bund nur noch zur Kenntnis
gebracht werden. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.04.1998
HANS HIRTER
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Beide Parlamentskammern hiessen das Zusatzprotokoll vom 9. November 1995 zum
Europäischen Rahmenabkommen über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit
von regionalen und lokalen Gebietskörperschaften ohne Gegenstimme gut. 46

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.1998
HANS HIRTER

Städte, Regionen, Gemeinden

Der Bundesrat beantragte dem Parlament die Ratifizierung der Europäischen Charta
der kommunalen Selbstverwaltung. Diese enthält Grundsätze, welche den Gemeinden
erlauben, ihre Angelegenheiten möglichst eigenständig zu regeln. Dazu gehören
insbesondere Garantien hinsichtlich der Kompetenzen, der finanziellen Ausstattung
und der Verwaltungsorganisation. Materiell bringt diese 1988 in Kraft gesetzte und bis
heute von nahezu allen anderen Europaratsstaaten ratifizierte Konvention für die
Schweiz keine Neuerungen. Umstritten war aber lange, ob der Bund überhaupt das
Recht habe, in diesen dem Kompetenzbereich der Kantone zugehörenden Bereich
einzugreifen. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2003
HANS HIRTER

Das Parlament ratifizierte im Berichtsjahr die Europäische Charta der kommunalen
Selbstverwaltung. Wie bereits in der Vernehmlassung bei den Kantonen war sowohl im
Nationalrat als auch im Ständerat die grundsätzliche Frage umstritten, ob der Bund
überhaupt berechtigt sei, mittels internationaler Verträge in die
Organisationsautonomie der Kantone einzugreifen. Die Befürworter der Charta
machten geltend, dass bei Bestimmungen, die materiell einen Eingriff in die
Kantonskompetenzen bringen würden (z.B. bei der geforderten vermehrten Zahlung von
nicht zweckgebundenen Subventionen an die Gemeinden) die Schweiz einen Vorbehalt
bezüglich ihrer Verbindlichkeit gemacht hat. Nichteintretensanträge von Schlüer (svp,
ZH), unterstützt von der SVP-Fraktion, im Nationalrat, und Schmid (cvp, AI) im Ständerat
wurden mit 120 zu 38 resp. 26 zu 11 Stimmen klar abgelehnt. 48

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2004
HANS HIRTER

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Dans le cadre de la mise à jour de la Constitution fédérale, les articles concernant la
politique étrangère ont subi un certain toilettage. Les rectifications opérées par le
parlement ont avant tout concerné le rôle des cantons. Désormais, le nouveau texte
mentionne explicitement que «les cantons sont associés à la préparation des décisions
de politique extérieure affectant leurs compétences ou leurs intérêts essentiels». De
plus, alors que l’ancien texte n’accordait qu’«exceptionnellement» au cantons le droit
de conclure des traités avec les Etats étrangers, il les autorise dorénavant à le faire dans
les domaines de leur compétence. De façon similaire, si les cantons étaient auparavant
autorisés à «correspondre» directement avec les autorités inférieures de l’étranger, il
sont maintenant habilités à «traiter». Ces modifications concernant la politique
étrangère n’ont provoqué que peu de discussions au parlement. Toutefois, une
proposition Schlüer (udc, ZH) qui voulait encrer dans le texte la préservation de la
neutralité en plus de la préservation de l’indépendance a été rejetée par le Conseil
national par 104 voix contre 22. La chambre du peuple a également refusé par 86 voix
contre 48 une proposition de majorité de sa commission, malgré un large soutien de la
gauche. Cette suggestion visait à conférer au parlement la compétence de déterminer
les buts fondamentaux de la politique extérieure et pas seulement de collaborer à son
élaboration. 49
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Après plusieurs modifications, le parlement a entériné le projet de loi fédérale sur la
participation des cantons à la politique extérieure de la Confédération. 50
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Auslandschweizer

Notre présence à l'étranger n'est pas assurée seulement par les missions
diplomatiques, mais encore et surtout par les nombreuses collectivités de Suisses qui y
résident. Depuis longtemps et notamment depuis 1966 (reconnaissance
constitutionnelle d'un statut des Suisses de l'étranger), on parle dans la mère-patrie de
conférer à ces concitoyens certains droits politiques (participation aux votations et
élections, droit de signer des demandes d'initiative et de référendum). Après
consultation des milieux intéressés, le gouvernement a chargé le DPF d'élaborer un
message et un projet de loi à cet effet. L'une des caractéristiques considérées comme
les plus importantes de ce projet réside dans la fixation du vote en Suisse voire dans la
commune d'origine, autrement dit dans l'exclusion du vote par correspondance. Autre
modalité de présence à l'extérieur, culturelle celle-là, nos écoles de l'étranger
bénéficieront dorénavant d'un appui plus solide de la Confédération (MCF 11871). Ainsi
en ont décidé gouvernement et parlement. Tout en gardant leur statut privé, ces
établissements, au nombre de 19 actuellement, devraient ainsi pouvoir, non seulement
surmonter plus aisément leurs difficultés financières, mais encore s'ouvrir davantage
aux couches modestes des populations indigènes, surtout dans les pays en
développement. 51
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Öffentliche Finanzen

Finanzausgleich

Die Arbeiten am föderalistischen Grossprojekt „Neuer Finanzausgleich“ (NFA)
verzögerten sich gegenüber den ursprünglichen Planungsvorstellungen. Vorgesehen
war, den Entwurf zum NFA im Frühjahr 1998 in eine breit angelegte Vernehmlassung zu
schicken. Ziel des Vorhabens ist es, mit einer Entflechtung der Aufgaben und
Finanzströme zwischen Bund und Kantonen den Föderalismus neu zu beleben, das
Gefälle unter den Kantonen abzubauen, die Effizienz im Bundesstaat zu verbessern
sowie nach Möglichkeit einige Milliarden Franken einzusparen. Der als Grossprojekt der
laufenden Legislatur angekündigte Finanzausgleich drohte im Frühjahr abzustürzen,
nachdem der Versuch bei der Ausarbeitung der Detailvorlagen fehlschlug, die
Finanzströme zugunsten der schwächeren Kantone umzuleiten. Im Herbst nahmen
Finanzbeamte des Bundes und der Kantone einen erneuten Anlauf und einigten sich auf
einen neuen Verteilschlüssel, mit dem die finanziellen Ungleichgewichte zwischen den
Kantonen besser ausgeglichen werden sollten. Die definitiven Ergebnisse und Anträge
sollen im Mai 1999 in die Vernehmlassung gehen. 52
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Bei einer tiefen Beteiligung von lediglich 36,9% nahmen Volk und Stände am 28.
November 2004 die Verfassungsänderung zur Neugestaltung des Finanzausgleichs und
der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA) mit 64,4% Ja-Stimmen an.
Abgelehnt wurde die Vorlage nur in den Kantonen Zug (83% Nein), Schwyz (56%) und
Nidwalden (53%).

Abstimmung vom 28. November 2004

Beteiligung: 36,9%
Ja: 1 104 565 (64,4%) / 18 5/2 Stände
Nein: 611 331 (35,6%) / 2 ½ Stände

Parolen:
– Ja: CVP (2*), FDP (1*), SVP (6*), LP, EVP, EDU, FP, Lega; economiesuisse, SGV, ZSA, SBV,
Gemeindeverband, Städteverband, Tourismusverband, Verband öffentlicher Verkehr.
– Nein: SP (9*), GP, CSP, PdA (1*); SGB, Travail.Suisse, Pro Mente Sana, Sehbehinderte,
Hörgeschädigte.
– Stimmfreigabe: SD.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 

Im Abstimmungskampf am umstrittensten war die vollständige Zuweisung der
Finanzierung der Behindertenheime und -integrationsmassnahmen an die Kantone. Ein
Teil der Behindertenorganisationen befürchtete infolge des Wegfalls der
Bundessubventionen einen Leistungsabbau und bekämpfte deshalb die NFA.
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Unterstützt wurde sie dabei von der SP, den Grünen und den Gewerkschaften, welche
die Nein-Parole ausgaben, wobei sechs Kantonalsektionen der SP (BE, BL, FR, NW, TG,
UR) Annahme empfahlen und zwei die Stimme freigaben (BS, SZ). Die Modernisierung
des interkantonalen Finanzausgleichs mit seiner neuen Berechnungsbasis (steuerbare
Einkommen und Vermögen) und dem Lastenausgleich zugunsten von Gebirgskantonen
und Kantonen mit Grossstädten war an sich nicht bestritten. Da sie aber eine
Mehrbelastung von einigen Geberkantonen – und dort möglicherweise
Steuererhöhungen – mit sich brachte, regte sich Widerstand. In diesen Kantonen (BL,
NW, SZ, ZG, ZH) bekämpfte deshalb auch die SVP die Vorlage.

Gemäss Vox-Analyse am stärksten auf den Stimmentscheid ausgewirkt hat sich das
Vertrauen in den Bundesrat. Von den sozialen Merkmalen hatte nur das
Haushaltseinkommen einen gewissen Einfluss auf das Abstimmungsverhalten
(Gutsituierte nahmen die Vorlage eher an als ärmere Bevölkerungsschichten). Auffallend
ist, dass wesentlich mehr Befragte als bei anderen Abstimmungen spontan angaben, der
Empfehlung von Bundesrat und Parlament gefolgt zu sein. 53

Im September 2018 legte der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des
Bundesgesetzes über den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaG) vor. Diese basiert
insbesondere auf der Feststellung im dritten Wirksamkeitsbericht zum Finanzausgleich,
wonach der Ressourcenausgleich bisher zu hoch dotiert war. Anstelle der angestrebten
85 Prozent hatte die Mindestausstattung des ressourcenschwächsten Kantons (Kanton
Jura) im Jahr 2018 88.3 Prozent des schweizerischen Durchschnitts betragen. Sich auf
den im März 2017 von der KdK verabschiedeten Antrag zur Optimierung des
Finanzausgleichs stützend schlug der Bundesrat diesbezüglich einen Systemwechsel
vor: Neu soll die politische Steuerung des Ressourcenausgleichs nicht mehr über die
alle vier Jahre erfolgende Festlegung der Grundbeiträge, sondern über die Festlegung
der Mindestausstattung für den ressourcenschwächsten Kanton erfolgen. Diese soll neu
garantiert, nicht mehr bloss angestrebt, und entsprechend auf Gesetzesstufe bei 86.5
Prozent des schweizerischen Durchschnitts festgelegt werden. Da der effektive Wert
bisher höher war, soll der Zielwert durch schrittweise Senkung erreicht werden. Durch
diese Senkung sparen die ressourcenstarken Kantone sowie der Bund Geld. Der Anteil
Ersterer an der Finanzierung des Ressourcenausgleichs wird zudem auf das
verfassungsmässige Minimum von zwei Dritteln der Leistungen beschränkt, die dadurch
entstehende Finanzierungslücke übernimmt der Bund. Der Bund wird seine
Einsparungen in der Höhe von CHF 280 Mio. ins Ausgleichssystem reinvestieren und für
eine höhere Dotation des soziodemografischen Lastenausgleichs sowie zur zeitlich
beschränkten Abfederung der Auswirkungen dieser Änderungen auf die
ressourcenschwächeren Kantone einsetzen. Schliesslich wird auch der Alpha-Faktor,
der die Gewichtung der Vermögen im Ressourcenpotenzial beinhaltet, «an die
fiskalische Realität», wie es der Bundesrat in seinem Bericht nannte, angepasst.

Mit diesen Änderungen erfüllte der Bundesrat die bereits seit langem gestellten
Forderungen der Geberkantone. Deren Beiträge waren absolut in den letzten Jahren
stetig angestiegen, weshalb sie eine Änderung des bisherigen NFA-Systems forderten.
Der nun vorliegende Entwurf fand entsprechend bei ihnen allen Anklang; Unterstützung
wurde ihm aber auch von den meisten Nehmerkantonen zuteil. In der zwischen März
2018 und Juni 2018 durchgeführten Vernehmlassung standen 21 Kantone der Revision
positiv gegenüber. Einzig verschiedene ressourcenschwächere Kantone hatten sich
explizit gegen die Vorlage und für eine Beibehaltung des heutigen Systems
ausgesprochen (Wallis und Jura) respektive Vorbehalte angemeldet (Freiburg,
Neuchâtel und Bern). In den Medien der Romandie wurde denn auch insbesondere
thematisiert, dass mit Freiburg, dem Wallis, Neuchâtel und Jura insbesondere
französischsprachige Kantone von der Revision benachteiligt würden. Die
Deutschschweizer Medien hingegen fokussierten insbesondere darauf, dass der Bund
die Einigung zwischen den Kantonen durch die Reinvestition der CHF 280 Mio., die er
theoretisch sparen könnte, «erkauft» habe. 54
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«Historischer Kompromiss» (Hannes Germann; svp, SH), «gelebte Solidarität» (Werner
Hösli; svp, GL), «Garant für einen funktionierenden Föderalismus und auch für den
nationalen Zusammenhalt» (Peter Hegglin; cvp, ZG). Mit diesen, grossen Enthusiasmus
demonstrierenden Worten begann die Debatte zum Bundesgesetz über den Finanz-
und Lastenausgleich (FiLaG) in der Wintersession 2018 im Ständerat. Auch die FK-SR
hatte zuvor in ihrer Medienmitteilung vom Oktober 2018 betont, die Vorlage sei
«ausgewogen» und trage den Interessen der Geber- und Nehmerkantone sowie des
Bundes Rechnung. Entsprechend eindeutig nahm sie diese mit 10 zu 0 Stimmen bei 2
Enthaltungen an. Ganz so einhellig wie es zu Beginn der Debatte den Anschein machte,
war die Stimmung im Rat dann aber doch nicht. Raphaël Comte (fdp, NE) kritisierte die
allgemeine Haltung, den Antrag der KdK als heiligen Text und somit als unabänderlich
darzustellen. Der Bundesrat hatte dem Parlament nämlich eine im Vergleich zum
Vernehmlassungsentwurf unveränderte Version vorgelegt, obwohl eine Minderheit der
Kantone Vorbehalte angemeldet hatte – darunter auch Neuenburg – oder den Entwurf
als Ganzes gar ablehnte. Beat Rieder (cvp, VS) ergänzte diese Kritik durch die Sicht eines
Vertreters eines der beiden Kantone, die sich in der Vernehmlassung gegen die Vorlage
ausgesprochen hatten: Die Reduktion der Finanzierung des Fonds um CHF 400 Mio.
komme einer Schwächung des Finanzausgleichs gleich, zudem seien die Auswirkungen
der Revision einseitig zulasten der Nehmerkantone verteilt, bemängelte er. Denn
während die Geberkantone dadurch jährlich zwischen CHF 6 Mio. und CHF 43 Mio.
einsparen könnten, müssten die Nehmerkantone jährlich Verluste zwischen CHF 6 Mio.
und CHF 146 Mio. tragen. «Die Vorlage taugt nur, wenn die fiskalpolitischen Disparitäten
zwischen den reichen und den armen Kantonen kleiner und nicht grösser werden», rief
er den Zweck der NFA in Erinnerung. Er bat den Rat deshalb um die Unterstützung
zweier Minderheitsanträge, welche den Verwendungszweck der frei werdenden Mittel
des Bundes ändern und so die Verluste der ressourcenschwächsten Kantone stärker
abfedern sollten. 
Der erste Minderheitsantrag Fournier (cvp, VS) verlangte, den über die Jahre
abnehmenden Betrag für die Abfederungsmassnahmen durch einen gleich bleibenden
Durchschnittswert zu ersetzen. Die Beteuerungen von Hannes Germann, verschiedenen
anderen Ständerätinnen und Ständeräten sowie von Finanzminister Maurer, wonach die
Bestimmung bezüglich des über die Jahre abnehmenden Betrags den Kompromiss erst
ermöglicht hätte und dieser durch diesen Minderheitsantrag gefährdet sei, bestritt
Christian Levrat (sp, FR) vehement. Mit 34 zu 8 Stimmen entschied sich der Ständerat
dennoch für den bundesrätlichen Vorschlag. Auch der zweite Minderheitsantrag
Fournier mit der Forderung, die Abfederungsmassnahmen nicht pro Kopf, sondern
entsprechend den Verlusten durch die Neuregelung zu verteilen, wurde mit 33 zu 10
Stimmen bei 1 Enthaltung abgelehnt. Alle übrigen Punkte passierten die grosse Kammer
diskussionslos und auch in der Gesamtabstimmung stellte sich der Ständerat deutlich
hinter die Vorlage: Mit 37 zu 3 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) nahm er die Vorlage an. Die
ablehnenden Voten stammten – wie bereits in der Vernehmlassung – von der
Vertreterin und dem Vertreter des Kantons Jura und des Kantons Wallis, wobei der
zweite Walliser Vertreter Jean-René Fournier (cvp, VS) als Ratspräsident keine Stimme
abgab. 55
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Im März 2019 beriet die FK-NR das Bundesgesetz über den Finanz- und
Lastenausgleich (FiLaG) und entschied mit 13 zu 10 Stimmen (bei 2 Enthaltungen), die
bis zu CHF 280 Mio. pro Jahr, welche gemäss bundesrätlicher Botschaft für den
soziodemografischen Lastenausgleich hätten eingesetzt werden sollen, gleichmässig auf
den soziodemografischen und den geografisch-topografischen Lastenausgleich zu
verteilen. Gemäss Medienberichten hatte Thomas Egger (csp, VS), Direktor der
Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft für das Berggebiet, dreizehn Anträge zur
Besserstellung der Bergkantone eingereicht, von denen aber nur dieser eine
angenommen wurde. Dieser Mehrheitsantrag der Kommission warf in den Medien
einigen Wellen: Es wurde befürchtet, dass dadurch das «fragile Bauwerk», wie der St.
Galler Regierungsrat und Präsident der KdK Benedikt Würth (SG, cvp) den Kompromiss
zum Finanzausgleich bezeichnete, gefährdet würde. 
Dazu kam es Anfang Mai 2019 in der Sondersession jedoch nicht. Mit 158 zu 26 Stimmen
(bei 8 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat deutlich für einen Minderheitsantrag
von Mattea Meyer (sp, ZH) aus und stimmte dem vom Ständerat angenommenen
bundesrätlichen Vorschlag zu. Zustimmung fand die Version der Kommissionsmehrheit
lediglich bei Vertreterinnen und Vertretern der Bergkantone (insbesondere der Kantone
Wallis und Bern) aus den Fraktionen der SVP, SP und CVP/EVP. 
Zwei Differenzen zum Ständerat schuf der Nationalrat jedoch: Er fügte dem Gesetz eine
Koordinationsbestimmung zur STAF und eine Ziffer zur Berücksichtigung der
Ergänzungsbeiträge bei der Berechnung der Mindestausstattung hinzu. Weitere
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Minderheitsanträge, zum Beispiel zur Senkung des maximalen Ressourcenpotenzials pro
Kopf auf 85 Prozent (Minderheit Keller; svp, NW), zur Erweiterung der Kennzeichen für
eine hohe soziodemografische Belastung (Minderheit Bendahan; sp, VD), zu einem
Einbezug der Berichterstattung zum Finanzausgleich in die Staatsrechnung (Minderheit
Kiener Nellen; sp, BE) oder zu einer möglichen Weiterführung der temporären
Abfederungsmassnahmen über das Jahr 2025 hinaus (Minderheit Bourgeois; fdp, FR)
waren hingegen allesamt erfolglos. 56

In der Sommersession 2019 behandelte der Ständerat die verbliebenen Differenzen im
Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaG). Die vom Nationalrat
eingeführte Koordinationsbestimmung sei erforderlich, weil die STAF, die Volk und
Stände in der Zwischenzeit angenommen hatten, eine Änderung des FiLaG beinhalte
und teilweise dieselben Artikel betreffe wie die aktuelle Vorlage, erklärte Hannes
Germann (svp, SH) für die Kommission. Diskussionslos und stillschweigend nahm der
Rat die entsprechenden Änderungen an zwei Stellen an.
In den Schlussabstimmungen sprachen sich der Nationalrat mit 185 zu 7 Stimmen bei 4
Enthaltungen und der Ständerat mit 37 zu 3 Stimmen bei 4 Enthaltungen für die Vorlage
aus. Die ablehnenden Stimmen stammten entweder von Vertretenden der Kantone
Jura, Wallis und Neuchâtel, welche die Vorlage bereits in der Vernehmlassung kritisiert
hatten, oder von Mitgliedern der SVP. 57
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Die Teilnehmer der Vernehmlassung zur 2. Etappe der RPG-Revision (RPG 2) liessen im
Mai 2015 kaum ein gutes Haar am vorgelegten Entwurf. Am eindrücklichsten zeigte sich
dies an den eingegangenen Stellungnahmen der Kantone: Alle Kantone mit Ausnahme
des Kantons Basel-Stadt lehnten das Revisionsvorhaben in dieser Form gänzlich ab.
Zum einen bemängelten die Stände den strengen Marschplan, da die Umsetzung der
ersten Teilrevision (RPG 1) aufwändig und noch immer in vollem Gange sei. Auch
inhaltlich stiess das Revisionsvorhaben auf starke Gegenwehr: Dieses sei unausgereift;
weder bestehe ein übergeordnetes Konzept noch die Notwendigkeit, alle
thematisierten Anliegen durch neue, bundesrechtliche Vorgaben zu regeln. Der Bund
missachte mit dieser Revision die föderale Kompetenzordnung in der Raumplanung. Als
Ganzes abgelehnt wurde die Vorlage ferner etwa von der FDP, der SVP, economiesuisse,
dem Schweizerischen Gewerbeverband (SGV), dem Hauseigentümerverband (HEV) und
dem Schweizer Bauernverband (SBV). Von den Parteien erfuhr der Entwurf von den
Grünen, der SP, der GLP, der CVP und der EVP Unterstützung. Es bedürfe jedoch noch
Anpassungen in den Bereichen Kulturlandschutz und Schutz der Fruchtfolgeflächen
sowie beim Bauen ausserhalb der Bauzonen, kritisierten auch sie. 
Als Konsequenz der Vernehmlassung beschloss der Bundesrat, die Vorlage bis Ende
Jahr zu sistieren und im Anschluss eine revidierte Version gemeinsam mit Kantonen
und Gemeinden auszuarbeiten. Die neue Revisionsvorlage soll sich auf die Bereiche des
Bauens ausserhalb der Bauzonen sowie auf die Raumplanung im Untergrund und in
funktionalen Räumen beschränken. Der Schutz der Fruchtfolgeflächen (FFF), also des
sogenannten ackerfähigen Kulturlandes, der von vielen Stellungnehmenden als prioritär
eingestuft wurde, wird aus der Revision ausgeklammert und separat behandelt. In
einem ersten Schritt soll dieses Anliegen mittels Überarbeitung des Sachplans
Fruchtfolgeflächen angegangen werden. Ob und inwiefern weitere Änderungen auf
Gesetzes- oder Verordnungsstufe notwendig sind, wird erst in einer späteren Phase
eruiert. Ein Blick auf die Vernehmlassungsantworten liess jedoch bereits vermuten,
dass sich eine Konsensfindung in diesem Bereich nicht ganz einfach gestalten könnte.
Zwar begrüssten die Links-Mitte-Parteien und eine Mehrzahl der stellungnehmenden
Umweltorganisationen die in der Vernehmlassungsvorlage vorgeschlagene Strategie
bezüglich Schutz des Kulturlandes und der Fruchtfolgeflächen, die Kantone äusserten
sich hingegen um einiges zurückhaltender: Eine Mehrheit der Stände vertrat – ebenso
wie etwa die FDP und gewichtige Wirtschaftsverbände – die Ansicht, dass bestehende
Regelungen bereits ausreichend seien. Nicht erfreut über die Ausklammerung des
Kulturlandschutzes aus der RPG 2 zeigten sich die Jungen Grünen, Urheber der
Zersiedelungsinitiative, in welcher der Kulturlandschutz hochgehalten wird. Einem
Sachplan fehle die Verbindlichkeit eines Gesetzes, was auf kantonaler und lokaler Ebene
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nicht zu den beabsichtigten Auswirkungen führe. Ferner irritiere, dass auf einen
verbindlichen Zeitplan zur Umsetzung des Vorhabens verzichtet wurde. 58

Wohnungsbau und -eigentum

Im Rahmen der Aufgabenneuverteilung zwischen Bund und Kantonen beantragte der
Bundesrat dem Parlament die Abänderung der Verfassungs- und
Gesetzesbestimmungen betreffend die Wohnbauförderung, um diese, mit Ausnahme
der Wohnbausanierung in den Berggebieten und der Bauforschung, den Kantonen
überlassen zu können. Während der Ständerat der Vorlage bereits 1983 zugestimmt
hatte, überwogen in der grossen Kammer die Stimmen von Seiten der Linksparteien, der
LdU-EVP-Fraktion und der Mehrheit der CVP, die mit der Föderalisierung einen
Leistungsabfall im sozialen Wohnungsbau der finanzschwachen Kantone befürchteten.
Auch ein erneuertes Festhalten des Ständerates an der Kantonalisierung der
Wohnbauförderung konnte den Nationalrat nicht dazu bewegen, auf die Vorlage des
Bundesrates einzutreten. 59
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Dans sa version soumise en consultation, le second train de mesures relatives à la
nouvelle répartition des tâches entre la Confédération et les cantons touche à divers
secteurs de l'AI. Pour l'essentiel, il s'agirait, par la suppression de certaines
subventions fédérales, de faire supporter aux cantons la plus grande partie de l'aide aux
invalides. En contrepartie, ceux-ci seraient déchargés de 12.5% à 7% de leur
contribution au financement de l'assurance. Cette proposition s'est heurtée à une large
opposition. Les partis et les associations interrogés ont estimé que l'organisation
interne du régime en vigueur fonctionnait de manière efficace. Elle n'appelait dès lors
aucune modification sous peine de compliquer inutilement son application et de nuire
à la qualité de la prise en charge des intéressés. Pour ce qui a trait au désengagement
financier de l'AI du domaine de l'assistance, il a été jugé par la gauche et les
associations de handicapés de nature à porter atteinte aux droits acquis. 60
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Dans son message relatif au second train de mesures de répartition des tâches entre la
Confédération et les cantons, le Conseil fédéral a prévu une réorganisation de la loi
sur l'assurance-invalidité (AI). Elle doit permettre de simplifier la procédure et
d'accroître la transparence de l'administration afin de les rendre plus accessibles au
citoyen. Le Conseil fédéral envisage également la création d'offices cantonaux de l'AI
qui prendraient en charge toutes les tâches assumées jusqu'à présent par les
commissions, secrétariats et offices régionaux. Ceux-ci vont devoir fixer les prestations
de l'AI et offrir une gamme complète de services. 61

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.05.1988
STÉPHANE HOFMANN

Die Reorganisation der Invalidenversicherung (IV) bildet den Hauptinhalt des zweiten
Paketes zur Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen. Entgegen einem
Minderheitsantrag Onken (sp, TG), der den ursprünglichen Vorschlag einer vom
Bundesrat eingesetzten Studienkommission wiederaufnahm und die Errichtung von
regionalen IV-Stellen des Bundes anregte, gab der Ständerat in der Sommersesssion
dem bundesrätlichen, d.h. kantonalen Modell den Vorzug, da es ihm bürgernaher und
effizienter schien und vor allem den föderalistischen Sensibilitäten der Kantone
Rechnung trägt. 62
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Bei der Beratung der Reorganisation der Invalidenversicherung im Rahmen des zweiten
Paketes der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen schloss sich die Mehrheit
des Nationalrates der Argumentation von Bundes- und Ständerat an und lehnte den
Antrag der Minderheit für die Schaffung regionaler anstatt kantonaler IV-Stellen sowie
einer eigenen IV-Stelle für das Bundespersonal ab. 63

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.1990
MARIANNE BENTELI

Krankenversicherung

Dans une perspective purement constitutionnelle, l'assurance-maladie est de la
compétence fédérale, la santé publique essentiellement du ressort des cantons. La
nouvelle répartition des tâches entre la Confédération et les cantons entend redonner
un sens à ce principe par une répartition des charges plus conforme aux compétences
respectives. C'est en tous les cas un des buts du message du Conseil fédéral sur la
révision partielle de l'assurance-maladie publiée en août 1981. Simultanément le
projet veut respecter les exigences nouvelles de la santé publique, les nécessités d'une
meilleure compensation sociale et celle d'une utilisation plus rationnelle des moyens. Il
ne contient donc aucune modification fondamentale des structures existantes. Son
ambition, plus modeste, vise à résoudre les problèmes urgents et tente de combler
quelques lacunes manifestes. 64

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.08.1981
RENÉ KNÜSEL

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Von der allgemeinen Finanzknappheit wird auch das Stipendienwesen betroffen;
insbesondere gefährdet die Absicht, diesen Bereich bei der Neuverteilung der
Aufgaben im Bundesstaat den Kantonen zu überlassen, den heutigen Stand. Um einen
«sozialen Numerus clausus» zu verhindern, gedenkt der Verband der schweizerischen
Studentenschaften hier aktiv zu werden. Für Stipendien an Ausländer liess sich der
Bundesrat einen neuen Rahmenkredit bewilligen, nicht ohne den aussenpolitischen
Nutzen der bisherigen Zuwendungen hervorzuheben. 65

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.1980
PETER GILG

Dans le contexte du second train de mesures pour une nouvelle répartition des tâches
entre la Confédération et les cantons, le gouvernement a proposé une révision totale
de la loi sur l'aide aux universités. Deux buts sont principalement poursuivis par ce
projet: une collaboration accrue entre Confédération et cantons afin d'instaurer une
politique universitaire nationale et un renforcement de la responsabilité des cantons
universitaires. Pour cela, quatre innovations sont introduites. La planification
pluriannuelle des besoins des écoles étant de plus en plus aléatoire, la révision prévoit
la possibilité d'allouer des subventions extraordinaires, pour autant que celles-ci aient
trait à un projet d'intérêt national répondant à un besoin urgent. Par ailleurs, les crédits
aux investissements des universités se caractérisant par une disproportion entre leur
importance financière et leurs coûts administratifs, la Confédération désire les limiter
à des projets égaux ou supérieurs à 300'000 francs. Enfin, la procédure d'allocation et
de paiement des subventions est simplifiée et les attributions des organes de la
politique universitaire (Conférence universitaire et Conseil suisse de la science) sont
précisées. 66

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1989
BRIGITTE CARETTI

Dans le cadre du second train de mesures pour une nouvelle répartition des tâches
entre la Confédération et les cantons, la commission de la science et de la recherche
du Conseil national a débuté son examen de la révision totale de la loi fédérale sur
l'aide aux universités. Elle a approuvé, dans ce contexte, les propositions du DFI
relatives à une intervention additionnelle de la Confédération dans le domaine du
logement des étudiants, répondant en cela aux demandes pressantes des milieux
estudiantins, notamment de l'Union nationale des étudiants de Suisse (UNES). En 1989,
le Conseil des Etats s'était prononcé, à une faible majorité, contre une telle
intercession. La commission de la chambre basse a, par ailleurs, salué la précision du
cahier des charges de la Conférence universitaire suisse (CUS) apportée par les
sénateurs et a décidé d'une représentation appropriée de toutes les catégories de
personnes fréquentant les universités au sein de la CUS. 67
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Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Ende Mai eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Kulturbotschaft 2016-2019,
welche die Finanzierung der Kulturförderung des Bundes für die anstehende
Beitragsperiode regeln soll. Bis zum Ablauf der Frist gingen 339 Stellungnahmen ein.
Während die  zukünftigen Herausforderungen und die zentralen Handlungsfelder auf
wenig Widerstand stiessen, äusserten die Kantone mit Ausnahme des Kantons Genf auf
föderalen Aspekten beruhende Bedenken gegenüber dem eingeführten Begriff der
"Nationalen Kulturpolitik", begrüssten aber im Grunde die verstärkten
Kooperationsbestrebungen zwischen den verschiedenen Staatsebenen. Auch die FDP
und die SVP sahen die Kompetenzen der Kantone gefährdet. Die grosse Mehrheit der
eingegangenen Stellungnahmen zeigte sich mit der Höhe der einzusetzenden Mittel, die
im Vergleich zur Vorperiode eine Erhöhung um 3,4% bedeuten würden, zufrieden.
Demgegenüber wollte die FDP die Mittel auf dem Niveau der Kulturbotschaft 2012-2015
belassen, Economiesuisse und der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) verlangten,
die Erhöhung auf 2,6%, resp. 3% zu beschränken, und die SVP plädierte gar für eine
Kürzung der Mittel. Auf der anderen Seite des Spektrums verlangten SP und Grüne
sowie 24 Kantone, der Schweizerische Video-Verband (SVV) und weitere
Kulturverbände eine Aufstockung der Beiträge in einzelnen Förderbereichen. Auf
grosse Vorbehalte oder gar Ablehnung stiess bei der Mehrheit der stellungnehmenden
Kantone das Vorhaben des Bundes, Werke der Bundeskunstsammlung sowie der
Gottfried-Keller-Stiftung in einer "Virtuellen Nationalgalerie" zu veröffentlichen.
Während die Kantone Waadt und Wallis sich daran störten, dass die virtuelle Plattform
nur Werken der Bundeskunstsammlung offen stehen sollte, würden es zahlreiche
weitere Kantone - darunter insbesondere die Innerschweiz - vorziehen, wenn man die
Werke in einem physischen Museum betrachten könnte. Der Kanton Zürich lehnte das
Vorhaben unter anderem aus dem Grund ab, dass die beiden Kunstsammlungen
grössere Lücken aufweisen würden. Betreffend verstärkter Förderung der
musikalischen Bildung, die Volk und Stände im September 2012 mit Annahme des
Bundesbeschlusses über die Jugendmusikförderung gefordert hatten, gingen die vom
Bundesrat vorgeschlagenen Bestimmungen vielen gewichtigen Vernehmlassern zu wenig
weit. Neben verschiedenen Verbänden forderten auch Grüne, SP, GLP und CVP ein
separates Rahmengesetz für die musikalische Bildung. Auf der anderen Seite
erachteten ebenso viele Vernehmlasser die im Entwurf zur Kulturbotschaft enthaltenen
Bestimmungen diesbezüglich als zu weitgehend und zu konkret. 68

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.05.2014
MARLÈNE GERBER

1) Presse vom 16.3.96
2) BBl, 2013, S. 9217 ff.
3) BaZ, 17.1.97.
4) AB NR, 2020, S. 377 ff.; AB SR, 2020, S. 176 ff.; AZ, 4.5.20; AZ, CdT, TG, 5.5.20
5) AB SR, 2004, S. 1 ff., 397 und 438; AB NR, 2004, S. 935 ff. und 1238; BBl, 2004, S. 3121 ff.
6) BBl, 2013, S. 9217 ff.; Medienmitteilungen BR vom 8.3. und vom 29.11.13; NZZ, 9.3.13; SN, 19.6.13; NZZ, 30.11.13.
7) AB SR, 2001, S. 503 f.; BBl, 2001, S. 6401 ff.; AZ, 19.6.01; BaZ, 1.12.01; LT, 23.3.01; Bund, 11.5.01; TG, 22.12.01.
8) AB NR, 2002, S. 331 ff., 863 ff., 966, 1069 f. und 1139; AB SR, 2002, S. 333 ff., 439 ff., 486 ff., 548 und 553; BBl, 2002, S.
4383 ff. Siehe auch BBl, 2002, S. 6603 (Voraussetzungen für die Durchführung von Pilotversuchen mit der elektronischen
Stimmabgabe). Zu den im Kanton Genf durchgeführten Pilotversuchen siehe BaZ, 29.7.02.
9) BBl, 2004, S. 1107 ff. (BR) und 3635 ff. (SPK-SR); AB SR, 2004, S. 260 ff.; AB NR, 2005, S. 1057 f.; BBl, 2004, S. 3643.
10) AB NR, 2006, S. 1973 ff.; BBl. 2020 S. 5261 ff.
11) AB NR, 2007, S. 351; AB NR, 2007, S. 599; AB SR, 2007, S. 219 ff.; AB SR, 2007, S. 311; BBl. 2007 S. 2293 ff.; F 07.5076
12) AB NR, 2014, S. 428 ff., 1506 ff., 1868; AB SR, 2014, S. 467 ff., 899 ff., 983; BBl 2013, S. 9271 ff., 7387 ff.; BRG 13.103; SGT,
5.3.14; NZZ, SGT, 20.3.14; NZZ, 11.6., 16.9.14
13) BO CN, 1976, p. 1318 ss.; NZZ, 162, 14.7.76; NZZ, 278, 26.11.76; NZZ, 23, 28.1.77;; S. Burkhardt (1976) « Zur Neuverteilung der
Aufgaben zwischen Bund und Kanton », in Verwaltungspraxis 
14)  A. Mossdorf (1978) «Bund und Kantone — neue Aufgabenteilung», in Schweizer Monatshefte; Division fédérale de la
justice Récapitulation des résultats de la procédure de consultation concernant la nouvelle répartition des tâches entre la
Confédération et les cantons 1977/1978 (1978); NZZ, 251, 28.10.78; 273, 23.11.78 ; NZZ, 10, 13.1.78; P. Eberhard (1978) in
Schweizer Monatshefte; P. Eberhard (1978) «Schwierige Aufgabenteilung im Föderativstaat», in Schweizer Monatshefte 
15) Erste Vorschläge zur Neuverteilung der Aufgaben zwischen Bund und Kantonen, Bericht der Studienkommission für die
Neuverteilung der Aufgaben zwischen Bund und Kantonen (1979); TW, 230. 2.10.79; Vr, 229, 2.10.79.; NZZ, 12, 16.1.79: 18,
23.1.79.; 230. 4.10.79; 288, 11.12.79.; 
16) 24 Heures, 50, 29.2.80; BaZ, 51, 29.2.80;
17) (1980) Revue politique ; (1980) Revue syndicale suisse. 72 ; G: A. Chevallaz (1980) «Confédération, cantons, communes», in
Documenta.; RFS, 28, 14.7.80.; Vat., 152, 3.7.80.; LNN, 172. 26.6.80; Vat., 154, 5.7.80; Lib., 233, 10.7.80; TLM, 208, 26.7.80;
TW, 51, 1.3.80 ; BaZ, 152, 2.7.80. PdT : VO, 33, 22.8.80.
18) NZZ (sda), 152, 3.7.80; 156, 8.7.80.;
19)   BaZ, 232, 5.10.81; 32, 7.2.81; NZZ, 31, 7.2.81; 274, 25.11.81.; 31, 7.2.81; 31, 7.2.81; 277, 28.11.81;  279, 1.12.81.; 230, 5.10.81.; 24
Heures, 105, 7.5.81; Suisse, 124, 7.9.81. ; Presse du 25.11.81; NZZ, 277, 28.11.81. ; PSS : TW, 276, 25.11.81; 279, 28.11.81; Lib., 180,
7.5.81. ; Vat., 288, 12.12.81.; USS, 8, 25.2.81 et 38, 2.12.81; CVP-Pressedienst, 51, 25.11.81. ;  RFS, 48, 1.12.81.; TLM, 277, 4.10.81;
JdG, 231, 5.10.81;  La Nation, 1147, 12.12.81;; F. Landgraf (1981) «Parti pris»; FF, 1980, I p. 586 ss.; FF, 1980, I p. 630 ss.; FF,
1980, I p. 637 ss.; FF, 1980, I p. 655 ss.; FF, 1980, I p. 658 ss.; FF, 1980, I p. 689 ss.; FF, 1981, III p. 705 ss.; J. Voyame (1981)
«Confédération et cantons dans les années quatre-vingt. Vers une nouvelle répartition des tâches?», in Die
Herausforderungen der 80er Jahre, Diessenhofen; L. Neidhart (1981) Der Einfluss der schweizerischen Kantone auf die
Willensbildung des Bundes ; P. Hablützel (1981) «Wege aus der Krise » in Rote Revue; Résumé des rapports présentés au
Congrès du Parti libéral suisse; Vernehmlassung des Redressement National zu den Vorschlägen der Studienkommission

01.01.65 - 01.01.21 27ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Voyame (1980) Neuverteilung der Aufgaben zwischen Bund und Kantonen.
20)  Klöti U. et Nüssli K., (1981) Erste Vorschläge zur Neuverteilung zwischen Bund und Kantonen; ;  Zeitbuchreihe POLIS
(1982) Mehr Demokratie im Föderalismus. Mitwirkung in Neuen Räumen,  Neue Folge, Bd. 8; BO CE, 1982, S.408 s.; BO CE,
1982, S.584 ss.; BO CE, 1983, S.2 ss.; FF, 1981, III p. 705 s.; Iamm N. (1982) Kooperation im Schweizer Bundesstaat: Die
Konferenzen der Fachstellen des Bundes und der Kantone; presse du 16.11.82;Lib., 148, 27.3.82 ; 24 Heures, 73, 29.3.82 ; TW,
77, 2.4.82 ; AT, 152, 3.7.82;  Ww 36, 8.9.82; RFS, 5, 6, 2.-9.2.82 ; 
21) Presse vom 21.11.84.
22) FF, 1985, I p. 1531 ss.; FF, 1985, I p. 733 ss.; FF, 1985, II p. 295 ss.; FF, 1985, II p. 677 ss.; Presse des 11.3 et 10.6.85.; RFS, 6,
12.2.85; 20, 21.5.85; TA, 14.2.85; 4.3.85; JdG, 26.2.85; 30.5.85; L'Hebdo, 11, 14.3.85; BaZ, 18.5.85; NZZ, 6.3.85; BaZ, 6.6.85; TA,
24.5.85. ;; Swissvotes (1985): Swissvotes - Datenbank der eidgenössischen Volksabstimmungen. Online: www.swissvotes.ch
23) Bund, 8.11.85; TA, 31.12.85;
24) BB, 1984, I p. 182 ff.; Bussmann (1986) Mythos und Wirklichkeit der Zusammenarbeit im Bundesstaat; Geiger (1986)
Konsultation der Kantone im Vernehmlassungsverfahren des Bundes; J. Coderey, «Die föderalistische Herausforderung», in
SKA-Bulletin, 1986, Nr. 8/9, S. 2 ff.; ; NZZ, 3.7.86; 1.9.86; Vat., 3.7.86;
25) BZ, 31.7. und 10.11.87
26) Presse vom 2.6.88
27) BB, 1988, II p.1333F ; Presse vom 2.6.88
28) NZZ, 2.11.; 9.1 1.88.
29) AB SR, 1988, S. 930ff; BB, 1988, II p.1358FF 
30) AB SR, 1989, S.280 ff.; TA, 15.6.89
31) AB NR, 1989, S. 2279 ff.; AB NR, 1989, S.1880 ff.; AB SR, 1989, S. 845; BB, 1988, II S.1709 
32) AB NR, 1990, S. 1798 ff.
33) AB NR, 1991, S.1276 f.; AB NR, 1991, S.1408; AB NR, 1991, S.546 f.; AB NR, 1991, S.813 f.; AB SR, 1991, S.614f.; AB SR, 1991,
S.61ff.
34) AB NR, S. 1339 f.; SZ, 5.9.96. 
35) BBl, 1998, I S.1163 f. ; NZZ, 11.6.97. 
36) AB NR, 1998, S.1315ff. ; TA, 4.4.98. 
37) AB NR, 1999, S.1669ff. ; AB NR, 1999, S.2414 ff.; AB NR, 1999, S.2676 f.; AB NR, 1999, S.632 ff. ; AB SR, 1999, S.1189 ff.; AB
SR, 1999, S.1202 ; AB SR, 1999, S.305 ff.; AB SR, 1999, S.849 ff.
38) AB NR, 2002, S. 1681 ; AB SR, 2002, S. 423 ; BBl, 2002, S. 3135ff. 
39) BBl, 2004, S. 7103 ff. 
40) AB NR, S. 1529 ; AB NR, S. 986 ff. ; AB SR, S. 112 ff. ; AB SR, S. 879 ; BBl, S.7103 ff.
41) FF, 2018, p.7719s; Rapport CIP-CN du 1.2.19; BaZ, 26.7.18
42) BO CE, 2019, p.122s; BO CN, 2019, p.575
43) ATF 140 I 394; ATF 143 I 92; ATF 145 I 259; BO CE, 2020, p.52s ; BO CN, 2020, p. 269s
44) BBl, 1998, VI, S. 610 ff.; NZZ, 14.8.97; 26.6.97; AZ, 28.6.97;
45) AB NR, 1998, S.920 ff. 
46) AB NR, 1998, S.1032f. ; AB SR, 1998, S.216f. ; NZZ, 21.12.98.
47) BBl, 2004, S. 79 ff. 
48) AB NR, 2004, S. 937 ff. ; AB SR, 2004, S. 628ff. 
49) BO CN, 1998, p. 115 ss. ; BO CN, 1998, p. 921 ss.
50) AB NR, 1999, S. 632 ff., S. 1669 ff., S. 2414 ff. und S. 2676 f.
51) BO CE, 1974, p. 434 ss.; BO CE, 1974, p. 542; BO CN, 1974, p. 1332 s.; BO CN, 1974, p. 893 ss.; BO CN, 1974, p.1552; Cf. Ldb,
294, 19.12.74 ; NZZ, 521, 19.12.74 ; TLM, 353, 19.12.74. Cf. aussi Documenta, 1974, no 8, p. 13 ss.; FF, 1974, p. 233 ss.
52) BüZ, 20.3.98; Ww, 23.7.98; SGT, 5.11.98; TA, 28.10. und 20.11.98
53) BBl, 2004, S. 4747 ff., 6953 ff. (FiLaG) und 2005, S. 951 ff.; Presse vom 29.11.04. ; Hirter, Hans / Linder, Wolf, Vox –
Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 28. November 2004, VOX Nr. 85, Institut für Politikwissenschaft der
Universität Bern und gfs.bern, Bern 2004. ; Presse vom 16.4., 29.5., 9.7., 18.8.-18.9., 9.10., 12.10.-25.11.04. 
54) BBl 2018, S. 6577; Ergebnisbericht der Vernehmlassung vom 28.9.18; TZ, 3.3.18; NF, NZZ, 10.3.18; LZ, 14.3., 7.4.18; TA,
17.4.18; CdT, 7.6.18; TZ, 18.6.18; BU, NZZ, 20.6.18; NZZ, 29.6.18; TA, 17.7.18; BU, BaZ, 27.7.18; OWZ, 1.9.18; AZ, Lib, NZZ, SGT,
29.9.18; BU, 2.10.18; NZZ, 20.10., 31.10., 1.11.18; NF, 8.11.18; NZZ, 14.11.18
55) AB SR, 2018, S. 920 ff.; BaZ, TA, 4.12.18; BaZ, Lib, 5.12.18; NZZ, 12.12., 14.12.18, 26.2.19
56) AB NR, 2019, S. 638 ff.; Medienmitteilung FK-NR vom 7.3.19; AZ, 18.1.19; NZZ, 26.2.19; BLZ, 24.4.19; NZZ, 25.4.19; BaZ, TA,
7.5.19; Lib, NZZ, SGT, TA, 8.5.19
57) AB NR, 2019, S. 1365; AB SR, 2019, S. 290; AB SR, 2019, S. 586
58) Ergebnisbericht Vernehmlassung; Medienmitteilung BR, UVEK, ARE vom 4.12.15; LT, 2.5.15; NZZ, 5.5.15; TA, 6.5.15; SN,
13.5.15; NZZ, 15.5.15; BaZ, 21.5.15; NZZ, 1.6.15; NZZ, TA, TG, 5.12.15
59) AB NR, 1984, S. 116ff.; AB SR, 1984, S. 444ff.; SZ, 2.3.84; NZZ, 7.3.84; 13.3.84; 19.9.84; Vat., 12.3.84; TA, 13.3.84; Presse vom
19.9.84; 28.9.84.;
60) VO, 23, 13.6.85; NZZ, 14.6.85; 28.6.85; 16.12.85; BZ, 24.10.85; TA, 31.12.85;
61) FF, 1988, II, p. 1293 ss.
62) AB SR, 1989, S.280 ff.; Presse vom 15.6.89.
63) Amtl. Bull. NR, 1990, S. 1798.
64) FF, 1981, II p. 1069 ss.; P. Renschnick / G. Kocher  (1979) Chère médecine, Lausanne ; T. Emi (1980) Die Entwicklung des
schweizerischen Kranken- und Unfallversicherungswesens . ; cf. presse du 28.8.81;
65) AB NR, 1980, S.1461ff.; AB SR, 1980, S. 462f. ; BBl, 1980, II, S. 1447ff.; Bund, 21.4.80; NZZ, 22.4. und 29.9.80. 
66) FF, 1988, II p.1302; FF, 1988, II p.1324 ss. 
67) BO CN, 1990, S. 1798 ss.; NZZ, 14.9. et 21.11.90.;; Rapp. gest., 1990, p.154ss.
68) Lit. EDI (2014); Medienmitteilung BR, BAK und EDI vom 28.5.14; TA, 19.7.14; NZZ, 22.9.14

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21 28


